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VORWORT 
Vor dem Hintergrund des angespannten Wohnungsmarktes mit rasant steigenden Bodenpreisen, der 
starken Bevölkerungsentwicklung und des Klimawandels haben die Quartiere der inneren, aber auch 
der äußeren Stadt große Anpassungsbedarfe. Die Städtebauförderung hilft dabei, strukturelle und 
städtebauliche Probleme im Bestand zu lösen sowie lebenswerte und zukunftsfähige Quartiere zu ge-
stalten. Sie leistet einen wichtigen Beitrag, den sozialen Ausgleich und den Zusammenhalt in den Nach-
barschaften zu stärken und eine verbesserte Teilhabe zu ermöglichen. 

Ab 2020 ist die Städtebauförderung auf drei Programme konzentriert. Sie stellt eine verlässliche 
Grundlage dar, um auf lokal spezifische Problemlagen zu reagieren, gleichwertige Lebensverhältnisse 
anzustreben, Aufgaben der wachsenden Stadt zu flankieren sowie Strukturwandel und 
Klimaanpassung in den Gebieten städtebaulich zu gestalten.  

Die Anstrengungen, die soziale Mischung in den Quartieren zu erhalten, wurden im Berichtszeitraum 
2018/2019 intensiviert. Mit unterschiedlichen Ansätzen und Instrumenten wird den drohenden 
Segregations- und Verdrängungsprozessen konsequent entgegengewirkt. Dazu zählen die Instrumente 
des besonderen Städtebaurechts, wie soziales Erhaltungsrecht, Vorkaufsrecht und Sanierungsrecht 
sowie die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Städtebauförderkulisse. 

In den Jahren 2018 und 2019 standen auf der Grundlage von jährlich 790 Mio. € Bundesfinanzhilfen 
für alle Bundesländer in Berlin insgesamt rund 245 Mio. € Fördermittel von Bund und Land für 
Investitionen in den 80 städtebaulichen Gesamtmaßnahmen Berlins zur Verfügung. Hinzu kamen 
Mittel aus dem Investitionspakt Soziale Integration im Quartier und aus weiteren Programmen.  

Mit der Neuordnung der Städtebauförderung werden auch Verfahrensvereinfachungen erreicht. Um 
das Förderverfahren in digitale Prozesse zu überführen wird seit Mitte 2018 das Projekt eFörderung 
durchgeführt. Ziel des Projektes ist es, die Geschäftsprozesse der Städtebauförderung gemeinsam mit 
den Bezirken entsprechend der Vorgaben des E-Government-Gesetzes zu optimieren und zu 
digitalisieren.  

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen hat in Abstimmung mit den Bezirken 2018 
Voruntersuchungen zur Weiterentwicklung der Kulisse der Städtebauförderung und Stadterneuerung 
durchgeführt. Im Ergebnis des Prüf- und Abstimmungsprozesses konnten 14 Gebiete mit besonderem 
Anpassungsbedarf bestimmt werden. Aus dem Ergebnis der Voruntersuchung leiteten sich folgende 
Schritte ab: 

• Am 25.06.2019 beschloss der Senat den Beginn von vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 
Baugesetzbuch (BauGB) für die Gebiete Böttgerstraßenviertel in Mitte sowie Langhansstraße in 
Pankow sowie die neuen Städtebaufördergebiete Baumschulenstraße in Treptow-Köpenick und 
Nikolaiviertel in Mitte. Für die beiden Untersuchungsgebiete trat am 17.10.2019 eine Vorkaufs-
rechtsverordnung nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Kraft. 

• Für drei Gebiete startete 2019 die Erarbeitungen von integrierten städtebaulichen Entwicklungs-
konzepten. 

• Für den Einsatz des Quartiermanagements erfolgten weiterführende Untersuchungen. Am 
14.01.2020 beschloss der Senat acht neue Maßnahmen und eine Maßnahmenerweiterung, die 
im Jahr 2021 starten werden. Neun Quartiersmanagements werden bis Ende 2020 beendet. 
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Mit dem „Investitionspakt Soziale Integration im Quartier“ konnten wichtige Impulse für das Zusam-
menleben und die Teilhabe in den Berliner Quartieren gesetzt werden. Viele Projekte verbessern die 
Freizeitgestaltung von Kindern und Jugendlichen. 

Auch bei den Nationalen Projekten des Städtebaus war Berlin erneut erfolgreich. Für „Revitalisierung 
des Wiesenburg-Areals“; „Reallabor Radbahn“ sowie „Schlossfreiheit – Freitreppe zur Spree“ erhielt 
Berlin Bundesmittel für Projekte, bei denen gemeinwohlorientierte Stadterneuerung und kooperative 
Stadtentwicklung im Fokus stehen.  

Die Bezirke haben im Berichtszeitraum 16 neue soziale Erhaltungsgebiete beschlossen. Umwandlungs-
verordnung und Vorkaufsrechte kamen verstärkt zum Einsatz. Ende 2019 waren in ganz Berlin 58 sozi-
ale Erhaltungsgebiete festgesetzt. Die Ergebnisse des Monitorings zur Anwendung der Umwandlungs-
verordnung zeigen eine dämpfende Wirkung auf das Umwandlungsgeschehen in den sozialen Erhal-
tungsgebieten. Durch Anwendung sowie Abwendung des Vorkaufsrechts in sozialen Erhaltungsgebie-
ten konnten 2018/2019 insgesamt 4.951 Wohnungen gesichert werden.  

Im Jahr 2019 veranstaltete die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen den 2. Städteaus-
tausch "Soziale Erhaltungssatzungen" mit Vertreterinnen und Vertretern aus den Städten Leipzig, Köln, 
München, Stuttgart, Frankfurt am Main, Hamburg und den Berliner Bezirken. Ziel des gebildeten Netz-
werks ist es, den interkommunalen Austausch über Praktiken und Erfahrungen sowie Herausforderun-
gen, Probleme und Lösungsmöglichkeiten für das soziale Erhaltungsrecht bundesweit zu führen.  
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1 Sanierungsgebiete 

Kosten- und Finanzierungsübersicht 2019 für die Sanierungsgebiete  
der 12. und 13. Rechtsverordnung 
Die Fortschreibung der Kosten- und Finanzierungsübersicht 2019 bezieht sich auf acht Sanierungsge-
biete zum 31.12.2019. Dazu zählen die sieben Sanierungsgebiete, die der Senat von Berlin am 
15.03.2011 (12. Rechtsverordnung) beschlossen hat, sowie das neue Sanierungsgebiet Rathausblock 
der 13. Rechtsverordnung vom 05.07.2016. In den acht Sanierungsgebieten liegen 2.570 Grundstücke 
auf einer Fläche von 553 ha und aktuell leben dort rund 86.000 Menschen. Innerhalb von neun Jahren 
ist die Einwohnerzahl um 15 % gestiegen.  

Abb.  1: Grunddaten der 8 Sanierungsgebiete  

 

Die geschätzten Kosten nach § 149 Baugesetzbuch zur Erreichung der wesentlichen Planungsziele 
betrugen zum Zeitpunkt der förmlichen Festlegung rund 254 Mio. €. Zur Erreichung der 2019 
konkretisierten Planungsziele sind im Saldo 514 Mio. € erforderlich mit einem zusätzlichen 
Finanzbedarf von 145 Mio. € für soziale Infrastruktur und 86 Mio. € für Spielplätze und Grünflächen 
sowie Maßnahmen im öffentlichen Straßenraum. Der Finanzbedarf für die gesetzlichen Aufgaben hat 
sich um 29 Mio. € erhöht (s. Abb. 4).  

Die in den Gebieten vorgesehenen Leitprogramme der Städtebauförderung sind im Sanierungszeit-
raum von 10 bis 15 Jahren die wichtigsten Finanzierungsgrundlagen.  

Bis 2019 wurden in den acht Sanierungsgebieten Gesamtausgaben in Höhe von rund 285 Mio. € ge-
leistet, in denen die Ausgaben aus Bewilligungen vorangegangener Programmjahre enthalten sind. Be-
zogen auf den notwendigen Förderbedarf von insgesamt 514 Mio. € ergibt sich für alle acht Gebiete 
ein durchschnittlicher Umsetzungsstand von 55 %. Die Erreichung der Sanierungsziele liegt, bezogen 
auf die festgelegte Sanierungsdauer, gut im Zeitplan.  
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Abb.  2: Zusammenfassung der Kosten- und Finanzierungsübersicht für 8 Sanierungsgebiete 
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Abb.  3: 8 Sanierungsgebiete - Programmplanung 2020 bis 2022 – Wohnumfeld und Infrastruktur 1) 
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Abb.  4: Zusammenfassung der Kosten- und Finanzierungsübersicht 2019 (in Mio. €) 

 

 
Ab 2020 sind Förderprogramme mit Volumina von zusammen rund 229 Mio. € zur Finanzierung der öffent-
lichen Kernaufgaben erforderlich, davon 

• 82 Mio. € zur Aufwertung des öffentlichen Raums (KGR 332 und 333), 
• 14 Mio. € zur Förderung von Wohnungsneubau (KGR 32) und  
• 33 Mio. € für die gesetzlichen Aufgaben der Gemeinde (KGR 1, 2, 31, 35, 4, 5). 

Die Finanzierung erfolgt aus Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung, Landesmitteln und zweckge-
bundenen Einnahmen der Städtebauförderung. Unterstellt wird für die Jahre 2020 bis 2022 ein Pro-
grammvolumen von zusammen rund 92 Mio. €. Dieses Volumen entspricht den im Haushaltsplan 
2020/2021 sowie in der Investitionsplanung 2019 bis 2023 vorgesehenen Ausgaben zuzüglich der zweck-
gebundenen Einnahmen (vgl. Abb. 4 und 5). 
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Abb. 5: Zusammenfassung der Kosten- und Finanzierungsübersicht für 8 Sanierungsgebiete, Finanzierung  
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Bearbeitungsstand der Ausgleichsbeträge des  
Ersten Gesamtberliner Stadterneuerungsprogramms  
Ausgleichsbeträge sind innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Sanie-
rung abgeschlossen wurde, festzusetzen. Für 19 aufgehobene Sanierungsgebiete haben die Bezirke 
alle Bescheide fristgerecht erteilt. 

Von den geschätzten Gesamteinnahmen von rund 214 Mio. € haben die Bezirke bis Ende 2019 bereits 
Ausgleichsbeträge von rund 186 Mio. € vereinnahmt und verrechnet (s. Abb. 6). Die vereinnahmten 
Ausgleichsbeträge verbleiben i. d. R. als Einnahme in den Bezirkshaushalten. Bei streitbefangenen Aus-
gleichsbeträgen haben die Bezirke die nötige Vorsorge zu treffen, um Rückforderungsansprüche von 
Eigentümern zu finanzieren. Die verbleibenden Ausgleichsbeträge sind während der Dauer der Sanie-
rung zur Finanzierung von Infrastrukturmaßnahmen in dem Gebiet oder in Abstimmung mit der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen in anderen städtebaulichen Gesamtmaßnahmen 
einzusetzen. 
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Abb.  6: Übersicht über den Bearbeitungsstand und die Ausgleichsbeträge zum 31.12.2019 
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Infrastruktur in Stadterneuerungsgebieten - Einsatz zweckgebundener Einnahmen 
Die vorhandenen Mittel bei Kapitel 1240, Titel 88305 – Infrastruktur in Stadterneuerungsgebieten – 
resultieren aus den an die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen abgeführten Aus-
gleichsbeträgen der Bezirke und der Abrechnung der „alten“ unternehmerischen Sanierungsträger 
des 1. und 2. Berliner Stadterneuerungsprogramms (Kapitel 1240, Titel 34192 – Zweckgebundene 
Einnahmen). 

Für fünf Projekte haben die Bezirke rd. 7 Mio. € in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 ausgegeben. 
Bei diesen Projekten handelt es sich um größere und dringend notwendige Investitionen an Schulen 
sowie Jugend- und Freizeiteinrichtungen mit einem weiteren Fördermittelbedarf von rd. 8,6 Mio. €. 
Die Planungen und Bauvorbereitungen dazu wurden weitestgehend abgeschlossen. Damit wird die 
positive Entwicklung der innerstädtischen Gebiete als attraktiver Wohnort für Familien, insbeson-
dere mit Kindern, weiter unterstützt. Vier Maßnahmen aus den vorangegangenen Programmjahren 
wurden fertiggestellt. 

Vorbereitende Untersuchungen und Vorkaufsrechtsverordnungen 
Im Zeitraum Oktober 2017 bis September 2018 wurde von der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Wohnen die Voruntersuchung zur Weiterentwicklung der Kulisse der Städtebauförderung 
und Stadterneuerung in Berlin bearbeitet. Im Ergebnis eines mehrstufigen Prüf- und Abstimmungs-
prozesses, bei dem berührte Ressorts von Senatsverwaltungen sowie die Bezirke eingebunden wa-
ren, ergaben sich für die Gebiete Mitte - Böttgerstraßenviertel und Pankow - Langhansstraße beson-
dere Anhaltspunkte, die Anwendungsvoraussetzungen für den Einsatz einer städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme im Rahmen von vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 BauGB zu prüfen. 
Beide Gebiete weisen Problemlagen bei den Wohn-, Arbeits- und Umweltbedingungen auf und ver-
fügen zudem über bisher ungenutzte Potentiale, die für bedarfsgerechtes Wohnen, Gewerbe, Kultur 
und neue Grünräume aktivierbar sind. Der Senat beschloss am 25.06.2019 den Beginn von vorberei-
tenden Untersuchungen für beide Gebiete. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
führt unter Mitwirkung der Bezirke die vorbereitenden Untersuchungen durch. 

Wesentliches Ziel der vorbereitenden Untersuchungen ist es, vor der Festlegung eines Sanierungsge-
biets, differenzierte Beurteilungsgrundlagen zu gewinnen über die Notwendigkeit der Sanierung, die 
sozialen, strukturellen und städtebaulichen Verhältnisse und Zusammenhänge sowie die anzustre-
benden allgemeinen Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung. Insofern steht erst mit Ergebnis 
der vorbereitenden Untersuchungen fest, ob Sanierungsgebiete festgesetzt werden. Verbunden mit 
dem Beginn von vorbereitenden Untersuchungen sind folgende Rechtswirkungen: 

• Es besteht eine Auskunftspflicht der Mieter, Pächter und Eigentümer. 
• Baugesuche inklusive Vorhaben zur Beseitigung baulicher Anlagen können bis zu einem Zeitraum 

von zwölf Monaten zurückgestellt werden, sofern zu befürchten ist, dass die Durchführung der Sa-
nierung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde. 

• I.d.R. ist der Beschluss zum Beginn der vorbereitenden Untersuchungen der Stichtag für den soge-
nannten "Anfangswert" der Grundstücke. Falls im Jahr 2020 Sanierungsgebiete festgelegt werden 
und das umfassende Sanierungsverfahren eingesetzt wird, haben die Eigentümer der Grundstücke 
einen Ausgleichsbetrag zu den sanierungsbedingten Bodenwertsteigerungen (Endwert) zu tragen. 
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Um eine zügige Durchführbarkeit sowie die Zielstellungen der möglichen städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahmen zu erleichtern und zu sichern, beschloss der Senat am 24.09.2019 eine Vorkaufs-
rechtsverordnung nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB für die beiden Untersuchungsgebiete Mitte - Bött-
gerstraßenviertel und Pankow - Langhansstraße. Die Verordnung trat am 17.10.2019 in Kraft. Für die 
Prüfung und Ausübung sind die jeweiligen Bezirke zuständig.  
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2 Städtebaulicher Denkmalschutz 
Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz stellt sich seit fast 30 Jahren den verschiedensten 
Anforderungen zukunftsfähiger Bestandsentwicklung. Es hat den Schwerpunkt, historische 
Stadtstrukturen zu erhalten und behutsam weiterzuentwickeln. Die verschiedenen Zeitschichten 
sollen erkennbar und erlebbar bleiben unter Berücksichtigung der aktuellen Erfordernisse. Die lokale 
Identität wird dadurch gestärkt. Hohe Qualitätsansprüche im Programm tragen zur Erhaltung und 
Weiterentwicklung der Baukultur bei. 

Neben dem Fokus auf 

• Pflege und Stärkung des baukulturellen Erbes, 
• Förderung der sozialen und kulturellen Infrastruktur, insbesondere im Bildungsbereich sowie 
• Gestaltung von qualitätsvollen und attraktiven öffentlichen Frei- und Grünräumen 

geriet in Berlin für dieses Programm auch die funktionelle Verbesserung von Stadtquartieren 
zunehmend in den Blick. Damit stellt sich das Programm den aktuellen Herausforderungen der 
wachsenden Stadt ebenso wie der erforderlichen Anpassung an den Klimawandel. 

2.1 Programmgebiete 
Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz wurde in Berlin 2018 und 2019 in elf Fördergebieten 
als Leitprogramm eingesetzt. Die vielfältigen Stadtstrukturen, Gebäude und Stadträume in den 
verschiedenen Fördergebieten dokumentieren die bauliche und historische Entwicklung der Stadt 
vom Mittelalter bis heute. Ziele des Programms sind der Erhalt, die Sicherung und Weiterentwicklung 
der historischen Stadtquartiere zu attraktiven Wohn- und Lebensorten mit hohem 
Identifikationswert und baukultureller Bedeutung. Die Entwicklung stadtgeschichtlich bedeutsamer 
Orte erfolgt unter der Maßgabe, die historische Stadt zu rekonstruieren, sie dabei aber gleichzeitig 
den veränderten Nutzungsanforderungen anzupassen. Förderschwerpunkte sind die Erneuerung und 
Anpassung der sozialen Infrastruktur und des öffentlichen Raums. 
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Abb.  7: Übersicht der Programmgebiete 2018/2019 

 

Die Pankower Fördergebiete Ostseestraße/Grellstraße und Teutoburger Platz wurden 2018/2019 
beendet. Im Fördergebiet Humannplatz war das 2017 der Fall. In diesen Gebieten werden nur noch 
die laufenden Baumaßnahmen zum Abschluss gebracht. 

Die Fördergebiete Nikolaiviertel (Bezirk Mitte) und Schillerpromenade (Neukölln) wurden im Jahr 
2019 neu in das Förderprogramm aufgenommen. 
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Abb.  8: Städtebaulicher Denkmalschutz, Programmgebiete 2018/2019 

 

 

2.2 Förderbilanz 2018/2019 
In 2018/2019 wurden in elf Fördergebieten im Städtebaulichen Denkmalschutz insgesamt 
65 Fördervorhaben mit einem Fördervolumen von rd. 39,8 Mio. € bewilligt.  
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Abb. 9: Bilanz Fördervorhaben und Fördermitteleinsatz in den Programmjahren 2018 und 2019  

 

Schwerpunkt mit 22,3 Mio. €, das entspricht rd. 56 % des Fördermitteleinsatzes, waren 2018/2019 
die Investitionen in die soziale und kulturelle Infrastruktur, insbesondere die Bildungseinrichtungen. 
Mit Investitionen in Höhe von 13,1 Mio. € wurden Maßnahmen im öffentlichen Raum finanziert. 
Zudem wurden 2018/2019 vorbereitende und begleitende Maßnahmen in den Fördergebieten (wie 
z.B. Konzepte, Gutachten und Wettbewerbe zur Vorbereitung von Bauvorhaben, Gebiets-
management) mit insgesamt 4,4 Mio. € aus Programmmitteln unterstützt. 

  



Abgeordnetenhaus von Berlin – 18. Wahlperiode  

21 
 

Abb. 10: Fördermittelverteilung nach Kostengruppen 2018 und 2019 (in %) 1) 

 
1) Das Fördergebiet Humannplatz wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit und da keine Fördermaßnahmen mehr aufgenommen wurden 
im Diagramm nicht mehr berücksichtigt. 

 

 

Die baukulturellen Standards, die das Programm prägen, wirken mit den Investitionen in den 
öffentlichen Raum als Impulsgeber und Orientierung für private Folgeinvestitionen in den Gebieten. 

Im Berichtszeitraum wurden rd. 60 % der Fördermittel in den Gebieten des Bezirkes Friedrichshain-
Kreuzberg eingesetzt. In diesem Bezirk gibt es eine Vielzahl von Gebieten, die sich mitten in der 
Programmdurchführung befinden. Dagegen zeigt sich beim Fördermitteleinsatz der Pankower 
Gebiete mit 16 % deutlich, dass die städtebaulichen Defizite hier zum größten Teil abgebaut sind und 
der Schwerpunkt auf der Fertigstellung begonnener Maßnahmen liegt. 

Der Vergleich der Fördergebiete untereinander zeigt, dass im Berichtszeitraum in den drei Gebieten 
Luisenstadt, Urbanstraße und Südliche Friedrichstadt ca. 70 % der Fördermittel gebunden wurden. 
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Abb. 11: Fördermittelverteilung nach Gebieten (nur Investitionen) 2018 und 2019 (in %) 1) 

 
1) Das Fördergebiet Humannplatz wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit und da keine Fördermaßnahmen mehr aufgenommen wurden 
im Diagramm nicht mehr berücksichtigt. 

2.3 Perspektiven 
Anhaltendes Bevölkerungswachstum und ein nach wie vor hoher Instandhaltungs- und Modernisie-
rungsbedarf erfordern weiterhin einen Einsatz von Fördermitteln für soziale, bildungsbezogene Inf-
rastruktur. 

Mit der zunehmenden Verdichtung Berlins wächst aber auch die Bedeutung des öffentlichen Rau-
mes. Die Freiräume der Stadt werden intensiv genutzt und sind mit besonderer Sorgfalt zu gestalten. 
Die Lebensqualität wird durch Parks, Plätze sowie Grünzüge geprägt. Diese attraktiv zu erhalten und 
in ihrer Funktionalität zu verbessern, ist ein wesentliches Ziel auch des Nachfolgeprogramms „Leben-
dige Zentren und Quartiere“, in das die Gesamtmaßnahmen des Programms Städtebaulicher Denk-
malschutz ab 2020 überführt werden. 

Einen wesentlichen Schwerpunkt wird in den nächsten Jahren die Einbeziehung von Klimaschutzmaß-
nahmen und Klimafolgenanpassungen bilden, so z.B. Regenwassermanagement, Erhöhung des Grün-
anteils, quartiersbezogene energetische Sanierung und anderes.  
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3 Aktive Zentren 
Das Städtebauförderprogramm Aktive Zentren setzt seit 2008 wichtige Impulse zur funktionalen und 
stadtstrukturellen Stärkung von Zentren, Geschäftsstraßen und angrenzenden Quartieren. Die Pro-
grammgebiete sollen als zentrale Orte innerhalb der Stadtquartiere gestärkt werden, ein besonderer 
Fokus liegt auf der Stärkung der Einzelhandels-, Versorgungs- und Dienstleistungsfunktion. Die Pro-
grammgebiete sind Orte der Integration, deren Vielfalt an sozialen, kulturellen und Bildungsangebo-
ten es weiter zu qualifizieren gilt. Neue Formen des Einzelhandels und die zum Teil fortschreitenden 
Digitalisierungsprozesse, aber auch neue Anforderungen an klimaangepasste öffentliche Räume und 
urbane Mobilität beeinflussen die Aktivitäten zur Zentrenentwicklung zunehmend. Kooperationspro-
jekte und Partnerschaften sind dabei ein wichtiger Bestandteil und Motor der Entwicklung. Stadtteil-
gremien und -netzwerke, lokale Gewerbevereine sowie andere öffentliche und private Schlüsselak-
teure sind wichtige Partner in den Prozessen zur nachhaltigen Gebietsentwicklung. 

3.1 Programmgebiete 
Das Programm fördert seit 2008 auf der Grundlage der Senatsbeschlüsse vom 04.11.2008, 
15.03.2011 und 14.07.2015 die Entwicklung in den Gebieten 

• Turmstraße und Müllerstraße (Mitte) 
• City West (Charlottenburg-Wilmersdorf) 
• Wilhelmstadt (Spandau) 
• Bahnhofstraße (Tempelhof-Schöneberg) 
• Karl-Marx-Straße/Sonnenallee (Neukölln) 
• Dörpfeldstraße (Treptow-Köpenick) 
• Marzahner Promenade (Marzahn-Hellersdorf) 
• Residenzstraße (Reinickendorf) 

In der City West (Charlottenburg-Wilmersdorf) und Marzahner Promenade (Marzahn-Hellersdorf) 
wurden nur noch bereits begonnene Einzelmaßnahmen finanziert. 

Die weiteren Programmgebiete haben eine Laufzeit bis zum Jahr 2023 bzw. 2026 (gemäß der o. g. 
Senatsbeschlüsse). Die Aufnahme des Gebietes Baumschulenstraße - Köpenicker Landstraße wurde 
am 25.06.2019 durch den Senat beschlossen, ein Integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept 
zur Vorbereitung der Gesamtmaßnahme wird aktuell erstellt. 
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Abb. 12: Übersicht der Programmgebiete 2018/2019 
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Abb. 13: Aktive Zentren, Programmgebiete 2018/2019 

 

3.2 Förderbilanz 2018/2019 
Die Entwicklung der Programmgebiete wurde auch im Berichtszeitraum 2018/2019 durch die ge-
samtstädtisch zu beobachtenden Wachstumsprozesse beeinflusst. Die Aufgaben zur Stabilisierung 
und Entwicklung der Wohnungsangebote und der hierfür erforderlichen Infrastruktur spiegeln sich 
in einer veränderten Prioritätensetzung bei der Vorbereitung und Durchführung von Einzelmaßnah-
men und von Zielsetzungen der Gesamtmaßnahmen wider. Vor allem der Anteil zur Anpassung, Er-
neuerung und Qualifizierung der sozialen, Kultur- und Bildungseinrichtungen ist in den Jahren 2018 
und 2019 auf 48 % gestiegen. 

Die Schwerpunkte der Gesamtmaßnahmen in den Programmgebieten orientierten sich an den Pro-
grammzielen 

• Handel und Gewerbe stärken 

• Lebensqualität wahren / Wohnfunktion stärken 
• Soziale Integration fördern 
• Zukunftsfähige Mobilitätslösungen entwickeln 
• Strategisch und kooperativ Handeln 
• Baukultur und Gestaltqualität fördern 
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In allen Programmgebieten gilt ein Großteil der Maßnahmen der Erneuerung und Qualifizierung des 
öffentlichen Grün- und Straßenraumes. Vor allem Straßenbaumaßnahmen sind oft mit erhöhtem Ab-
stimmungsaufwand verbunden, aufgrund veränderter gesetzlicher Rahmenbedingungen (Berliner 
Mobilitätsgesetz 2018) war in fast allen Programmgebieten eine Anpassung der Planungen zur Er-
neuerung der Verkehrsinfrastruktur erforderlich. 

Von besonderer Bedeutung für eine nachhaltige Entwicklung sind tragfähige Akteurs- und Partnerstruk-
turen, welche in allen Programmgebieten mit Start der Umsetzung der Gesamtmaßnahmen etabliert 
wurden. Besondere Bedeutung erlangen diese Strukturen in der Vorbereitung, Durchführung und 
Finanzierung von Fonds- und Kooperationsprojekten (50 % öffentliche und 50 % private Finanzie-
rung). Innerhalb der meisten Programmgebiete werden die Gebietsfonds jährlich neu aufgelegt, die 
Schwerpunktsetzung der Förderung gilt kleineren investiven Maßnahmen privater Akteure und Ak-
teursgruppen zugunsten der Aufwertung des öffentlichen Raumes sowie von Gebäuden und kleintei-
ligen Grünstrukturen. Aufgrund des komplexen Koordinations- und Abstimmungsaufwandes sowie 
des deutlich höheren Investitionsvolumens werden Kooperationsprojekte nicht im Rahmen der Ge-
bietsfonds umgesetzt. Kooperationsprojekte sind öffentlich-private Projekte, welche einen städte-
baulichen und funktionalen Mehrwert für die Programmgebiete schaffen. Gebietsfonds- und Koope-
rationsprojekte dienen damit der Umsetzung der Programmziele, sind darüber hinaus jedoch vor al-
lem wichtige Instrumente zur Aktivierung und Vernetzung innerhalb der Programmgebiete. 

Im Berichtszeitraum 2018 und 2019 wurden insgesamt 45,3 Mio. € Fördermittel gebunden. 

Abb. 14: Bilanz Fördervorhaben und Fördermitteleinsatz in den Programmjahren 2018/2019 

 

*Die genannten Fördermittel beinhalten die Mittel des Titels 89372 „Zuschüsse zur Förderung von Maßnahmen im Rahmen des Pro-
gramms aktive Stadtzentren“ sowie für Maßnahmen in Sanierungsgebieten zum Teil Mittel des Titels 89371 „Städtebauliche Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen“. 
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Abb. 15: Fördermittelverteilung nach Gebieten 2018/2019 (in %) 

 

Abb. 16: Fördermittelverteilung nach Kostengruppen 2018/2019 (in %) 

 

Aktivierung und Kommunikation 
Das Programm Aktive Zentren zeichnet sich durch umfassende Kommunikation und einen regelmä-
ßigen Infomationstransfer aus. Die Kommunikation zwischen den Bezirken und der Fördergeberin 
wird um Fördergespräche ergänzt, welche zweimal jährlich stattfinden und einerseits die Gebietsen-
twicklung, andererseits den Stand der Maßnahmenumsetzung und Mittelverwendung reflektieren. 
In den Programmgebieten werden meist mit Erstellung integrierter Entwicklungskonzepte Gebiets-
gremien etabliert, die um Netzwerke der lokalen Gewerbetreibenden und sonstiger Schlüsselakteure 
ergänzt und in den Kommunikationsprozess eingebunden werden. 
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Diese Informations- und Dialogebenen werden durch weitere Austauschformate auf Programm-ge-
bietsebene ergänzt. Der Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer zwischen den Programmgebieten 
wird durch die mit Start der Programmumsetzung etablierten Zentrenwerkstätten wirkungsvoll er-
gänzt. Dieses Veranstaltungsformat wird seit dem Jahr 2016 um Zentrendialoge erweitert, welche 
sich aktuellen Themen und innovativen Ansätzen der Programmumsetzung widmen. Die Zentren-
werkstätten finden in den Programmgebieten statt und widmen sich den konkreten Herausforderun-
gen, Schwerpunktsetzungen und Maßnahmen vor Ort. 

Die Aktiven Zentren von morgen standen im Mittelpunkt der Vorträge und Diskussionen des Zentren-
dialogs 2018. Diese verknüpften die Strategien der übergeordneten Stadtentwicklungspläne StEP 
Zentren 2030 und StEP Verkehr 2030 mit den konkreten Umsetzungsherausforderungen und Zu-
kunftsthemen vor Ort in den Programmgebieten. 

Dem 10-jährigen Jubiläum der Programmumsetzung galt die Zentrenwerkstatt 2018. Neben der Re-
flexion der Umsetzung in den Programmgebieten aus Sicht der verschiedenen Akteursebenen Bund, 
Land und Bezirk diskutierten die Teilnehmenden über Chancen und Herausforderungen der städti-
schen Zentren von morgen. 

Die Herausforderungen der wachsenden Stadt an die Versorgungsinfrastruktur, Bildungs-, Kultur- 
und soziale Einrichtungen – den öffentlichen Raum und öffentliche Angebote im weitesten Sinne 
standen im Fokus des Zentrendialogs und der Zentrenwerkstatt im Jahr 2019. Während sich der Zen-
trendialog mit dem Titel Plätze für alle den Identifikationsorten im öffentlichen Raum widmete, stan-
den öffentliche Häuser für alle als wichtige Ankerfunktionen in allen Programmgebieten im Mittel-
punkt der 10. Zentrenwerkstatt im Oktober 2019. 

3.3 Perspektiven 
Ab 2020 werden die Aktiven Zentren ebenso wie die Programmgebiete des Städtebaulichen Denk-
malschutzes aus dem Städtebauförderprogramm Lebendige Zentren und Quartiere finanziert. Ziel ist 
die Entwicklung der Zentren und Quartiere zu attraktiven und identitätsstiftenden Standorten für 
Wohnen, Arbeiten, Wirtschaft und Kultur. Die Programmumsetzung bezieht vor allem die Herausfor-
derungen des städtebaulichen Denkmalschutzes und der Baukultur stärker ein. Die Aufgaben der 
städtischen Klimaanpassung und die Verbesserung der grünen Infrastruktur sind nunmehr Fördervo-
raussetzung zur Umsetzung von Gesamtmaßnahmen innerhalb der Fördergebiete. 

Der zielgerichtete und innovative Mitteleinsatz zur Qualifizierung der Zentren und Quartiere basiert 
dabei ebenso auf den Ergebnissen des regelmäßigen Monitorings und programmbegleitenden Eva-
luation. Die Empfehlungen der im Jahr 2020 durchgeführten Zwischenevaluation der Programm-
phase 2016-2019 wird hierfür entsprechende Empfehlungen und Ansatzpunkte zur Verfahrensopti-
mierung formulieren.  
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4 Stadtumbau 
Das Förderprogramm Stadtumbau ist nach § 171a Baugesetzbuch (BauGB) auf die Anpassung der 
Siedlungsstruktur an die Erfordernisse des demografischen und wirtschaftlichen Wandels sowie des 
Klimaschutzes und der ‐anpassung ausgerichtet. Der Stadtumbau in Berlin hilft den Bezirken seit 
2002, städtebauliche und infrastrukturelle Anpassungen an den demographischen und wirtschaftli-
chen Wandel in ihren Fördergebieten umzusetzen. Dabei stehen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Versorgung mit sozialer Infrastruktur und mit qualitätsvollen Grünflächen sowie zur besseren Gestal-
tung des öffentlichen Raums im Vordergrund. 

4.1 Programmgebiete 
In Berlin gab es zum 31.12.2019 insgesamt 19 Stadtumbaugebiete in den Bezirken Charlottenburg- 
Wilmersdorf, Friedrichshain-Kreuzberg, Lichtenberg, Marzahn-Hellersdorf, Mitte, Pankow, Reini-
ckendorf, Spandau und Tempelhof-Schöneberg. Zwei Gebiete kamen im Berichtszeitraum neu hinzu. 

Abb. 17: Stadtumbau, Programmgebiete 2018/2019 

 

*) in Orange: Neue Gebiete ab 2018/2019 
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Abb. 18: Übersicht Stadtumbaugebiete nach § 171b BauGB 2018/2019 

* Daten liegen nicht vor, da 2017 noch kein Programmeinsatz erfolgte. 

In das Förderprogramm aufgenommen wurden mit Senatsbeschluss die Fördergebiete Neue Mitte 
Tempelhof (Bezirk Tempelhof-Schöneberg) im Jahr 2018 und Umfeld TXL (Bezirk Reinickendorf) im 
Jahr 2019. 

2018/2019 wurden keine Fördergebiete gegenüber dem Bund schlussgerechnet. 
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Die Einwohnerzahl in den Fördergebieten stieg insgesamt gegenüber dem 31.12.2017 an, dies ent-
spricht der Entwicklung der Einwohnerzahlen in ganz Berlin. Ein besonders starker Einwohnerzu-
wachs ist im Gebiet Tiergarten - Nordring/Heidestraße (Zuwachs von 8,1 %) und im Gebiet Schöne-
berg - Südkreuz (Zuwachs von 7,2 %) zu verzeichnen. Leicht rückläufig ist die Bevölkerungsentwick-
lung im Gebiet Kreuzberg-Spreeufer (- 0,1 %) und im Gebiet Greifswalder Straße (- 0,6 %). 

4.2 Förderbilanz 2018/2019 
Nach der inhaltlichen Zusammenführung der Programme Stadtumbau Ost und West zu einem ge-
meinsamen Stadtumbauprogramm im Jahr 2017, erfolgt die Bereitstellung der Bundeshilfen weiter-
hin bis zum Auslaufen des Solidarpakts getrennt in Stadtumbau Ost und West. Die folgenden Darstel-
lungen bilden diese Trennung ab. 

In den Jahren 2018 und 2019 wurden insgesamt 186 Fördervorhaben mit einem Fördervolumen von 
rd. 100 Mio. € bewilligt. Diese verteilen sich auf den Stadtumbau Ost mit rd. 60 Mio. € und auf den 
Stadtumbau West mit 40 Mio. €. Davon waren 8 Mio. € EFRE-Mittel der EU. 

Dem bundesweiten Trend wachsender Städte weiterhin folgend liegt der Schwerpunkt der Förderung 
wie in den vorangegangenen Jahren auf dem Aus- und Neubau von Infrastruktureinrichtungen. Im 
Bereich der sozialen Infrastruktur konnten insbesondere Maßnahmen zur Anpassung und Sanierung 
von u.a. Jugendfreizeiteinrichtungen, Kindertagesstätten und Schulen umgesetzt werden. 

Attraktive öffentliche Räume spielen in dicht besiedelten Stadtquartieren eine wichtige Rolle für die 
hier wohnenden Menschen. Mittels Maßnahmen der Wohnumfeldverbesserung und der Qualifizie-
rung von Straßen, Plätzen und Parks konnten durch den Stadtumbau die Gebiete erheblich aufge-
wertet werden. 

Als Wohnort für tausende Menschen stehen die Berliner Großsiedlungen im Fokus des Stadtumbaus. 
Um hier zeitgemäßes Wohnen in lebenswerten Quartieren zu ermöglichen, besteht eine enge und 
gute Zusammenarbeit mit den Wohnungsbaugesellschaften und -genossenschaften. Dabei investie-
ren die Wohnungsunternehmen erhebliche Summen, um sozialverträglich nachfrage- und nutzerge-
rechte Wohnungen neu oder im Bestand zu schaffen.  
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Abb. 19: Bilanz Fördervorhaben und Fördermitteleinsatz in den Programmjahren 2018 und 2019 

 

Ein großer Teil der Fördermittel wurde in den Jahren 2018/2019 in Gebiete investiert, die durch Ge-
schosswohnungsbau geprägt sind. Darunter sind insbesondere die Großsiedlungen in Stadtrandlage 
Marzahn-Hellersdorf, Neu-Hohenschönhausen, Brunsbütteler Damm/Heerstraße, Falkenhagener 
Feld oder das Märkische Viertel zu nennen. 
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Ein geringerer Mitteleinsatz erfolgte in dem in absehbarer Zeit auslaufenden Gebiet Friedrichsfelde 
sowie in den seit 2018 aufgenommenen Gebieten Umfeld TXL und Neue Mitte Tempelhof. In letzte-
ren stehen Aufgaben im Umgang mit den stadtstrukturellen Veränderungen im Umfeld des Flugha-
fens Tegel bzw. die bauliche Anpassung an die sich wandelnden Nutzungsanforderungen in zentraler 
Lage in Tempelhof an. 

In den Fördergebieten Kreuzberg-Spreeufer und Ostkreuz-West (Friedrichshain) im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg sind in den Jahren 2018/ 2019 keine Fördermittel mehr eingesetzt worden. Beide Gebiete 
werden nicht in das zum Jahr 2020 neu aufgelegte Städtebauförderprogramm „Wachstum und nach-
haltige Erneuerung“ überführt. 

Abb. 20: Fördermittelverteilung nach Gebieten 2018/2019 (in %) 1) 

 
1) Die Fördergebiete Kreuzberg-Spreeufer und Ostkreuz-West wurden aus Gründen der Übersichtlichkeit und da keine 
Fördermaß-nahmen mehr aufgenommen wurden im Diagramm nicht mehr berücksichtigt. 
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Abb. 21: Fördermittelverteilung nach Kostengruppen 2018/2019 (in %) 

 

Mit 69 % des Fördermitteleinsatzes lag der Schwerpunkt der Investitionen auf Maßnahmen der 
sozialen und kulturellen Infrastruktur, darunter insbesondere Bildungseinrichtungen. Mit einem 
Anteil von 26 %, also gut einem Viertel des Fördermitteleinsatzes, wurden Maßnahmen im 
öffentlichen Raum umgesetzt. Diese gliedern sich auf in Grünanlagen/ Freiflächen (23 %) sowie 
öffentlicher Straßenraum (3 %). Zudem wurden in den Jahren 2018/ 2019 vorbereitende und 
begleitende Maßnahmen in den Fördergebieten (wie z.B. Konzepte, Gutachten und Wettbewerbe 
zur Vorbereitung von Bauvorhaben, Gebiets-management) mit rund 5 % aus Programmmitteln 
unterstützt.  

Insgesamt kam es gegenüber den Vorjahren 2016/2017 zu einer Verschiebung der Fördermittel von 
dem Bereich der sozialen Infrastruktur (2016/2017: 82 %) hin zu einem deutlichen Mehreinsatz im 
öffentlichen Raum, insbesondere bei den Grünanlagen/Freiflächen (2016/2017: 14 %, davon im Be-
reich Grünanlagen/Freiflächen 8 %). 

4.3 Perspektiven 
Bereits in den vergangenen Jahren konnte der Trend eines verstärkten Fördermitteleinsatzes im Be-
reich von Grünanlagen und Freiflächen beobachtet werden, welcher in der wachsenden und stärker 
verdichteten Stadt einher geht mit dem Bedarf an attraktiven Orten für Freizeit und Erholung. 

Dem im Zuge der Neustrukturierung der Städtebauförderung zum Jahr 2020 aufgelegten Programm 
„Wachstum und Nachhaltige Erneuerung“ kommt in der weiterhin stetes Wachstum verzeichnenden 
Stadt Berlin mit einem Programmvolumen von jährlich rund 45 Mio. € eine zentrale Rolle zu. Hier 
werden 16 Stadtumbaugebiete im neuen Programm mit dem landeseigenen Namen „Nachhaltige 
Erneuerung“ weiter gefördert. 

In der Verwaltungsvereinbarung 2020 (VV Städtebauförderung) werden Maßnahmen für den Klima-
schutz oder zur Anpassung an den Klimawandel, insbesondere durch Verbesserung der grünen Infra-
struktur als Voraussetzung für die Förderung verankert. In der Folge ist auch für das ehemalige Stad-
tumbau-Programm absehbar, dass verstärkt Maßnahmen im Zuge der klimagerechten und klima-
schützenden Quartiersentwicklung umgesetzt werden. 
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3%
5%
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öffentlicher Straßenraum 3%
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Um die Lebensqualität in Berlin im Einklang mit dem Klimaschutz und den Ansprüchen der Nutzer zu 
erhalten und zu verbessern, werden im Zuge von städtebaulichen Projekten die Mehrfachnutzung 
von urbanen Freiräumen oder die Anpassung von Orten an klimagerechte Verkehrsformen Zukunfts-
themen des Programms werden. 

Daneben werden auch weiterhin die Aufgaben zur Anpassung der Fördergebiete an sozial-struktu-
relle und wirtschaftliche Veränderungen das Programm Nachhaltige Erneuerung besonders prägen. 
Dabei werden auch auf der Gebäudeebene Themen wie Mehrfachnutzung, Multifunktionalität oder 
Nutzungsmischung eine immer größere Rolle spielen, um auf nachhaltige und effiziente Weise dem 
Klimawandel zu begegnen und Ressourcen zu sparen. 

Zudem gilt es innovative und umfassende Partizipationsverfahren durchzuführen sowie besondere 
Qualitäten zu fördern, die über Standardlösungen hinausgehen und einen besonderen Mehrwert er-
zielen.  
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5 Soziale Stadt 
Das Berliner Quartiersmanagement (QM) ist die berlinspezifische Anwendung des Städtebauförder-
programms „Soziale Stadt“ und Teil der Prioritätsachse „Nachhaltige Stadtentwicklung“ des „Opera-
tionellen Programms des Landes Berlin für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)“ 
in der Förderperiode 2014-2020. Das Quartiersmanagement in Berlin hat eine komplexe Verfahrens-
struktur; diese beruht einerseits auf dem breiten Förderansatz, der bauliche und soziointegrative 
Maßnahmen zusammenführt, andererseits auf besonderen Beteiligungs- und Verfahrensregelungen. 

5.1 Programmgebiete 
Das Quartiersmanagement ist in 34 Gebieten eingerichtet, in denen die kommunale Regelversorgung 
eine chancengerechte Entwicklung des Stadtteils und seiner Bewohnerschaft nicht hinreichend ge-
währleistet (Exklusionsgefahr). Die Gebiete sind durch eine hohe Konzentration sozial schwieriger 
Lebensbedingungen, wie Arbeitslosigkeit und strukturelle Benachteiligung am Arbeitsmarkt, Armuts-
gefährdung und Abhängigkeit von Transfereinkommen, gekennzeichnet. Die örtliche Überlagerung 
verschiedener gesellschaftlicher Problemlagen trägt zudem zur Potenzierung negativer Folgen bei. 
Daraus kann ein sich selbst verstärkender negativer Prozess entstehen, der bei bloßer Betrachtung 
der Einzelbenachteiligung verschiedener Bevölkerungsgruppen verborgen bliebe, jedoch durch die 
Zusammenschau auf kleinräumlicher Ebene besser erkennbar ist. 

Abb. 22: Zusammenfassende Charakteristik der Berliner Gebiete der Sozialen Stadt 1) 

 

1) jeweils bezogen auf die gesamte Gebietsbevölkerung; 
Datengrundlage: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Stand 31.12.2018. 
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Abb. 23: Übersicht der Maßnahmen der Sozialen Stadt nach § 171e BauGB 2018/2019 
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Die Gebiete Boulevard Kastanienallee, Marzahn-Nord, Mehrower Allee, Falkenhagener Feld-West, 
Wassertorplatz und Kosmosviertel werden zudem durch das Programm "BENN – Berlin Entwickelt 
Neue Nachbarschaften" verstärkt. BENN ergänzt die Arbeit des Quartiersmanagements um die Ein-
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beziehung der Geflüchteten in die Nachbarschaft. Um das nachbarschaftliche Miteinander zu stär-
ken, erhalten diese Gebiete mit BENN personelle und finanzielle Unterstützung zusätzlich zum Pro-
gramm Soziale Stadt (s. hierzu Kapitel 6 dieses Berichts). 

Abb. 24: Förderkulisse der Sozialen Stadt zum 31.12.2019 
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5.2 Förderbilanz 2018/2019 
Das Quartiersmanagement in Berlin ist eine stark partizipative und fachübergreifende 
Interventionsstrategie auf lokaler Ebene, die mithilfe baulicher und sozio-integrativer Projekte innerhalb 
eines Integrierten Handlungs- und Entwicklungskonzeptes folgende Ziele erreichen will: 

• neues Verantwortungsbewusstsein für das Zusammenleben im Stadtteil zu fördern (Gemeinsinn), 
• das nachbarschaftliche Miteinander im Quartier zu stärken (Gemeinwesenorientierung), 
• die Lebensbedingungen und -perspektiven der Bewohnerschaft eines Stadtteils zu verbessern. 

Somit werden Strukturen verbessert, um gesellschaftliche Exklusionstendenzen in Stadtteilen 
einzudämmen. Mit dem QM werden Netzwerke und Kooperationen innerhalb eines Stadtteils sowie 
zwischen Verwaltung und Stadtteil etabliert. Zudem wird die ressortübergreifende Arbeit innerhalb der 
Verwaltung verbessert. Dabei setzt das QM eine kleinräumlich integrierende Strategie ein, die Menschen 
im Stadtteil motiviert, die lokale Entwicklung der Stadt mit zu gestalten. QM fördert solidarische 
Nachbarschaftsstrukturen, die das Empowerment der Bewohnerschaft (im Sinne einer „Hilfe zur 
Selbsthilfe“) stärken. Die im Rahmen des QM geförderten Projekte gleichen strukturelle Schwächen des 
Gebietes aus und fördern seine Potentiale. Die lokal ausgerichtete Zielsetzung ist in fünf Handlungsfelder 
gegliedert: 

• Bildung, Ausbildung, Jugend; 
• Arbeit und Wirtschaft; 
• Nachbarschaft, Gemeinwesen, Integration; 
• Öffentlicher Raum sowie 
• Beteiligung, Vernetzung und Einbindung der Partner. 

In Berlin liegen die Schwerpunkte auf den Handlungsfeldern „Bildung“ und „Nachbarschaft“. Die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen arbeitet hierbei eng mit den anderen betroffenen 
Ressorts zusammen, um ein abgestimmtes und gebündeltes Handeln in den Quartieren zu ermöglichen. 

Investive Maßnahmen verbessern zudem die soziale Infrastruktur und die Qualität des öffentlichen 
Raums, geben der Bürgerschaft neue Räume und erfüllen gleichzeitig eine aktivierende Funktion auf 
Ortsebene. Diese sozialräumliche Ausrichtung veranschaulicht den Unterschied zur herkömmlichen 
Sozialarbeit, die fall- und zielgruppenorientiert wirkt, deren Aufgabe jedoch nicht der Aufbau von 
Strukturen ist, in denen Gemeinsinn erlebbar wird. 

Beteiligung 
Die Beteiligung der lokalen Bürgerschaft ist ein wesentliches Querschnittsziel des Berliner QM. Die 
Partizipation vollzieht sich - den jeweiligen Projektausrichtungen entsprechend - sehr differenziert: Sie 
reicht von der aktivierenden Befragung über offene Gebietskonferenzen bis hin zum Quartiersrat als 
verfasstem Gremium der Gebietsentwicklung. Die Quartiersräte in den Gebieten der Sozialen Stadt sind 
Gremien, die aus der lokalen Bewohnerschaft (zu mind. 51 %) sowie den lokalen Verbänden und Initiativen 
(zu max. 49 %) bestehen. Sie beraten über Entwicklungsschwerpunkte für das jeweilige Gebiet, 
diskutieren Projektideen aus der Mitte des Quartiers heraus und bringen selbst Vorschläge ein. Kern-
aufgabe der Quartiersräte ist es, auf der Grundlage der Integrierten Handlungs- und Entwicklungs-
konzepte (IHEK) und in Abstimmung mit den bezirklichen Fachämtern über den Einsatz der im Rahmen 
verschiedener Fonds dem Gebiet zur Verfügung gestellten Finanzmittel mit zu entscheiden. 
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Fondstruktur des Programms  

Für Maßnahmen im Rahmen der Sozialen Stadt stehen vier verschiedene Fonds zur Verfügung: 

Aktionsfonds (max. 1.500 € pro Maßnahme): Kleinteilige und kurzfristige Unterstützung von Aktionen des 
freiwilligen Engagements zur Aktivierung der Bewohner*innen und Stabilisierung der nachbarschaftlichen 
Gemeinschaft. 

Projektfonds (mind. 5.000 € pro Maßnahme): Finanzierung von nachhaltigen, strukturfördernden und 
i.d.R. mehrjährigen Maßnahmen zur Erreichung der Handlungsziele gemäß des gebietsbezogenen 
Integrierten Handlungs- und Entwicklungskonzeptes. Es können sozio-integrative Projekte, aber auch 
kleinere Baumaßnahmen gefördert werden. 

Baufonds (mind. 50.000 € pro Maßnahme): Finanzierung von Baumaßnahmen, die für die nachhaltige 
Stabilisierung und Entwicklung der QM-Gebiete erforderlich sind, z.B. zur Verbesserung der Bildungs-
bedingungen, der sozialen Infrastruktur für Kinder- und Jugendarbeit, zur Stärkung von Nachbarschaften 
oder zur Qualifizierung des öffentlichen Raumes. 

Netzwerkfonds (mind. 50.000 € pro Maßnahme, mehrjährige Laufzeit): Nicht bauliche Maßnahmen als 
Teil einer integrierten und ressortübergreifenden Stadtentwicklungspolitik. Integraler Bestandteil sind 
Kooperationen zwischen verschiedenen Partnern, Multiplikatoreneffekte und eine integrierte Evaluation. 
Die Förderung erfolgt quartiers- oder bezirksübergreifend und zielt auf Maßnahmen zur Verbesserung des 
Zugangs zu hochwertigen Bildungsangeboten, bedarfsgerechte Angebote für von Armut betroffene 
Personen sowie die Stärkung des sozialen Zusammenhaltes. 

Abb. 25: Programmmittelverteilung Soziale Stadt 2018/2019 (in €) 
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Abb. 26: Fördermittelverteilung nach Handlungsfeldern 2018/2019 (in %) 

 

 

5.3 Perspektiven  
Das Quartiersmanagement hat sich als Instrument zur Stabilisierung benachteiligter Quartiere bewährt 
und soll in dieser Form fortgeführt werden. Es ist jedoch immer als zeitlich begrenzte Intervention ange-
legt mit dem Ziel, die Gebiete nach erfolgter Stabilisierung und Aufbau selbsttragender Strukturen aus der 
Förderung zu entlassen (Verstetigung). Der endgültigen Verstetigung geht jeweils ein zweijähriger Vorbe-
reitungsprozess voraus. Im Rahmen von Aktionsplänen erarbeitet das QM gemeinsam mit dem Bezirk und 
der Senatsverwaltung Strategien, wie die im Rahmen des Programms geschaffenen Netzwerke und Struk-
turen dauerhaft verankert werden können. Dem Verstetigungsprozess kommt für den nachhaltigen Erfolg 
des Programms eine hohe Bedeutung zu. 

Im Jahr 2018 wurde die Zielerreichung in 16 potenziellen Verstetigungsgebieten gutachterlich überprüft. 
Im Ergebnis wurde 2018 beschlossen, die folgenden neun Gebiete Ende 2020 aus der Förderung zu ent-
lassen: Mariannenplatz, Werner-Düttmann-Siedlung (Friedrichshain-Kreuzberg), Ackerstraße (Mitte), Kör-
nerpark, Schillerpromenade, Lipschitzallee/Gropiusstadt (Neukölln), Mehrower Allee, Marzahn-Nord 
(Marzahn-Hellersdorf), Bülowstraße/ Wohnen am Kleistpark (Tempelhof-Schöneberg). Für drei weitere 
Gebiete wird eine Veränderung der Gebietskulisse vorgenommen: Die Gebiete Richardplatz-Süd und 
Ganghoferstraße in Neukölln werden, analog zum gleichnamigen Planungsraum, zum QM Rixdorf zusam-
mengefasst. Das QM Beusselstraße in Mitte wird auf die Planungsräume Huttenkiez und Beusselstraße 
fokussiert. 

Mit der Neuausrichtung der Städtebauförderung ab 2020 wird das Programm Soziale Stadt in die neue 
Programmsäule Sozialer Zusammenhalt überführt. Die wichtigen inhaltlichen Schwerpunkte des Pro-
gramms bleiben allerdings bestehen: alle Bevölkerungsgruppen sollen integriert werden, nachbarschaft-
licher Zusammenhalts gestärkt sowie Mobilisierung, Teilhabe und nachbarschaftliches Engagement be-
tont werden.  

Mit der Verstetigung dieser Gebiete bis Ende 2020 sollen ab 2021 mit dem Beginn der neuen EU-Förder-
periode 2021-2027 neue Gebiete in die neue Programmsäule Sozialer Zusammenhalt aufgenommen wer-
den, bei denen ein besonderer städtebaulicher und sozialräumlicher Handlungsbedarf identifiziert wurde. 
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Nach Auswertung des Monitorings Soziale Stadtentwicklung 2017 und einer mehrstufigen Untersuchung 
der potentiellen Fördergebiete hat der Senat von Berlin im Januar 2020 eine Kulissenanpassung mit acht 
neuen Gebieten und einer Gebietserweiterung festgelegt. 

Folgende neue Quartiere starten ab 2021 im Programm Sozialer Zusammenhalt: Thermometersiedlung (Bezirk 
Steglitz-Zehlendorf); Nahariyastraße und Germaniagarten (beide Bezirk Tempelhof-Schöneberg), Glasower 
Straße, Harzer Straße und Gropiusstadt-Nord (Bezirk Neukölln), Titiseestraße (Bezirk Reinickendorf) und Alte 
Hellersdorfer Straße (Bezirk Marzahn-Hellersdorf). 

Das Quartiersmanagement Falkenhagener Feld Ost (Bezirk Spandau) wird um den Planungsraum 
Germersheimer Platz erweitert. 

Weitere Impulse für das Programm Soziale Stadt ergeben sich im Rahmen der Ressortübergreifenden Ge-
meinschaftsinitiative zur Stärkung sozial benachteiligter Quartiere (GI), die vom Berliner Senat im Oktober 
2018 beschlossen wurde. Ziel der Gemeinschaftsinitiative ist es, dass die Berliner Senatsverwaltungen 
ressortübergreifend für sozial benachteiligte Quartiere zusammenarbeiten, um diese durch Sicherung ei-
ner leistungsfähigen Infrastruktur sowie nachhaltiger öffentlicher Dienstleistungen und sozio-integrativer 
Angebote zu stärken. Hierzu haben die Senatsverwaltungen Programme und andere Finanzierungen als 
Ressortbeiträge festgelegt, die durch ein koordiniertes Vorgehen effizienter in den neu festgelegten Hand-
lungsräumen eingesetzt werden sollen. 
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6 BENN – Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften 
Das Integrationsmanagement „BENN – Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften“ kommt in der Umgebung 
großer Flüchtlingsunterkünfte zum Einsatz. Das in enger Kooperation mit dem jeweiligen Bezirk durchge-
führte Programm wurde inzwischen auf 20 Standorte erweitert und ist auf den Zeitraum bis Ende 2021 
angelegt. Das Integrationsmanagement BENN dient der nachhaltigen Stabilisierung von Stadtteilen und 
fördert die soziale Integration Geflüchteter. 

6.1 Programmstandorte 
Die BENN-Standorte befinden sich in der Umgebung großer Flüchtlingsunterkünfte und sind durch eine 
hohe Anzahl Geflüchteter am Standort und Konflikte in der Nachbarschaft gekennzeichnet. 

Außerhalb der Förderkulisse der Städtebauförderung wurde das Integrationsmanagement BENN mit dem Lan-
desprogamm 2018 zusätzlich zu den beiden fortgeführten Standorten Wilhemstadt und Marienfelde noch in 
Wittenau-Süd als innovatives und experimentelles Vorhaben nach Artikel 22 der VV Städtebauförderung 2017 
mit Mitteln des Programmes Soziale Stadt eingerichtet. Sechs BENN-Standorte wurden aus dem Investiti-
onspakt Integration im Quartier finanziert. An elf BENN-Standorten werden die Förderbedarfe durch Lan-
desmittel gedeckt. Von den insgesamt 20 Standorten sind sechs in bestehenden Gebieten der Sozialen 
Stadt. In diesen wurden die Quartiersmanagement-Teams personell und finanziell durch das Integrations-
management aufgestockt. 
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Abb. 27: Übersicht der Programmstandorte am 31.12.2019 
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6.2 Förderbilanz 2018/2019 
Das Integrationsmanagement BENN verfolgt eine partizipative und fachübergreifende Strategie auf sozi-
alräumlicher Ebene mit folgenden Zielen: 

• Stärkung von Nachbarschaften,  
• Aktivierung und Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements,  
• Vernetzung der Infrastruktureinrichtungen und Initiativen sowie Aufbau von Kooperationen,  
• Aktivierung und Unterstützung der Geflüchteten sowie 
• begleitende bauliche Aufwertung der sozialen Infrastruktur im Quartier. 

Die Beteiligung der Geflüchteten und der lokalen Bürgerschaft ist ein Querschnittsziel in BENN. Die Parti-
zipation erfolgt je nach Standort differenziert, von der aktivierenden Befragung, über Begegnungs-cafés, 
gemeinsame Aktionen, Bewohnerräte bis hin zu Nachbarschaftsforen oder vergleichbaren Formen. 

Dem Integrationsmanagement werden Sach- und Honorarmittel zur Verfügung gestellt, die zur Förderung 
der genannten Ziele dienen. Die Integrationsmanagements werden eng durch die zuständigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Bezirke und der Senatsverwaltung begleitet. 

Abb. 28: Fördermitteleinsatz Integrationsmanagement BENN Programmjahr 2018 (in €) 

 

Aus dem Programmjahr 2019 wurden keine weiteren Bundesmittel bereitgestellt. 

6.3 Perspektiven 
Das Integrationsmanagement ist als zeitlich begrenzte sozialräumliche Unterstützung angelegt. Ergänzend 
wurde eine wissenschaftliche Begleitung bis Ende 2021 beauftragt. 
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7 Investitionspakt Soziale Integration im Quartier  
Ziel des 2017 aufgelegten Bund‐Länder‐Programms „Investitionspakt Soziale Integration im Quartier“ ist 
es, Angebote der quartiersbezogenen Integration und des sozialen Zusammenhalts zu schaffen und Ein-
richtungen der sozialen Infrastruktur als Orte der Integration zu qualifizieren. Dafür können Einrichtungen 
wie Stadtteilzentren, Bibliotheken, Kinder‐ und Jugendclubs oder auch Grün‐, Sport‐, Spiel‐ und Freiflä-
chen erneuert oder erweitert werden. Ebenso trägt der Einsatz von Integrationsmanagements dazu bei. 

7.1 Förderprojekte 
Über Projektaufrufe für das jeweilige Programmjahr waren alle Bezirke aufgefordert, Projektvorschläge 
für integrationsdienliche Infrastruktureinrichtungen einzureichen. Die Mittel des Investitionspaktes wer-
den in den Kulissen der Städtebauförderung oder in Gebieten mit vergleichbaren Problemlagen bzw. mit 
erhöhtem Integrationsbedarf eingesetzt. Neben Standorten von oder im Umfeld von Unterkünften für 
Geflüchtete wurden bei der Projektauswahl insbesondere Wachstumsräume, d.h. Gebiete mit steigenden 
Einwohnerzahlen und Wohnungsneubau, berücksichtigt. Insgesamt wurden im Berichtszeitraum 17 Pro-
jekte bzw. Integrationsmanagements BENN (vgl. Kapitel 6) in zehn Bezirken mit Mitteln des Investitions-
paktes unterstützt. 
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Abb. 29: Übersicht der geförderten Maßnahmen in den Programmjahren 2017 - 2019 

 

 

 

In zehn Bezirken wurden insgesamt fünfzehn investive und investitionsvorbereitende Projekte unter-
stützt. Die inhaltlichen Schwerpunkte liegen bei Kinder‐ und Jugendeinrichtungen, Spiel‐ und Freiflächen 
sowie Nachbarschaftseinrichtungen. Die zwei neu aufgenommenen BENN‐Standorte als Integrationsma-
nagement sind im Kapitel 6 beschrieben. 
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7.2 Förderbilanz 2018/2019 
Das Programmvolumen betrug 2018 knapp 13,4 Mio. € und 2019 knapp 13,8 Mio. €, wovon der Förder-
anteil des Bundes 75 % ist. 

Im Jahr 2018 wurden zehn investive Projekte, drei investitionsvorbereitende Projekte und zwei Integrati-
onsmanagements (BENN) gefördert. Von den 15 Projekten liegen acht in Kulissen der Städtebauförde-
rung. Vier Projekte wurden bis Ende 2018 abgeschlossen. Dazu zählen die Neugestaltung der Grünfläche 
Dingolfinger Straße in Marzahn-Hellersdorf als Spielplatz, die Qualifizierung der Skateanlage in der 
Cunistraße (Pankow) zu einem multifunktionalen Begegnungsort, die Machbarkeitsstudien für die Sanie-
rung der Jugendfreizeiteinrichtung Düppel in Zehlendorf sowie die Machbarkeitsstudie für die Jugendhil-
feeinrichtung in der Schmidstraße (Mitte). 

Im Jahr 2019 wurden fünf investive Projekte und ein investitionsvorbereitendes Projekt gefördert. Von 
den sechs Projekten liegen fünf in Kulissen der Städtebauförderung bzw. in deren Einzugsbereich. 2019 
konnten fünf weitere Projekte fertiggestellt werden. Dazu zählen der Umbau der ehemaligen Revierun-
terkunft im Volkspark Wilmersdorf zum „Haus der Nachbarschafft“, die Sanierung und der Umbau der 
Remise für den Jugendclub Feuerwache im Bezirk Neukölln, die Sanierung des Basketballplatzes und der 
zwei Badmintonfelder in der Spandauer Freizeitsportanlage Südpark, die Neugestaltung des Spielplatzes 
„ELSE“ in der Else-Lasker-Schüler-Straße (Tempelhof-Schöneberg) sowie der Ersatzneubau des Hauptge-
bäudes auf dem Abenteuerspielplatz Waslala in Treptow-Köpenick. 
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Abb. 30: Bilanz Fördervorhaben und Fördermitteleinsatz im Programmjahr 2018/2019 
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7.3 Perspektiven 
Der Bund stellt im Jahr 2020 aller Voraussicht nach letztmalig 200 Mio. € als Finanzhilfe für dieses befris-
tetet aufgelegte Programm zur Verfügung. Der Bedarf an Investitionen in die integrationsdienliche Infra-
struktur wird jedoch anhaltend hoch bleiben. 
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8 Zukunft Stadtgrün  
Zukunft Stadtgrün startete 2017 als neues Programm der Städtebauförderung, um Grün- und Freiflächen 
zu qualifizieren und einen Beitrag zur Verbesserung des Stadtklimas zu leisten.  

8.1 Programmgebiete  
Die Fördermittel wurden im Berichtszeitraum in sechs bestehenden städtebaulichen Gesamtmaßnahmen 
(vom Senat beschlossenen Fördergebieten) eingesetzt: 

• Luisenstadt (Mitte) 
• Südliche Friedrichstadt (Friedrichshain-Kreuzberg) 
• Karl-Marx-Straße/Sonnenallee (Neukölln) 
• Lipschitzallee/Gropiusstadt (Neukölln) 
• Prenzlauer Berg/Falkplatz (Pankow) 
• Kosmosviertel (Treptow-Köpenick) 

Abb. 31: Zukunft Stadtgrün, Programmgebiete 2018/2019 
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8.2 Förderbilanz 2018/2019 
Die Fördergebiete haben einen besonderen Bedarf, die grüne Infrastruktur zu qualifizieren und funktional 
weiterzuentwickeln. Ein wichtiger Aspekt ist die Förderung der Umweltgerechtigkeit, der gesellschaftli-
chen Teilhabe und die Steigerung der Wohn- und Lebensqualität. 

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt ca. 17,7 Mio. € Fördermittel zur Verfügung gestellt. Der Schwer-
punkt des Mitteleinsatzes lag in der Aufwertung und Qualifizierung des öffentlichen Grün- und Straßen-
raums. 

Abb. 32: Bilanz Fördervorhaben und Fördermitteleinsatz im Programm Zukunft Stadtgrün 

 

 

8.3 Perspektiven 
Mit der stärkeren Berücksichtigung von Klimaschutz und Klimaanpassung in der Städtebauförderung ab 
2020, der sich vor allem auch in der Förderung der grünen Infrastruktur niederschlagen wird, erhalten die 
Programmziele des Programmes Zukunft Stadtgrün als Querschnittsziele Eingang in die drei neuen Pro-
grammsäulen der Städtebauförderung.  
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9 Bundesprogramm Sanierung kommunaler Einrichtungen  
in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur 

Mit dem Bundesprogramm „Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und 
Kultur“ werden insgesamt 102 Projekte in Kommunen in ganz Deutschland gefördert. Auf sie entfallen die 
Fördersumme von rund 140 Mio. € für die Jahre 2016 bis 2018 und von weiteren rund 100 Mio. € für die 
Jahre 2017 bis 2020. Der Bundesanteil der gesamten Fördersumme beträgt 45 %, weitere 55 % werden 
von den Ländern zur Verfügung gestellt. 

Es werden investive Projekte mit besonderer regionaler oder überregionaler Bedeutung gefördert, mit 
hoher Qualität im Hinblick auf ihre Wirkungen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und eine soziale 
Stadt(teil)entwicklung. Darüber hinaus sollen die Projekte auch einen Beitrag zum Klimaschutz leisten und 
ein überdurchschnittliches Investitionsvolumen oder ein hohes Innovationspotential aufweisen. 

Aus dem Projektaufruf 2018 erhielt das Land Berlin eine Förderung für die Sanierung des Sommerbades 
Spandau Süd als Teil des Kombibades. Mit der Förderung (Bund 2,5 Mio. €; Land Berlin 3 Mio. €) sollen 
die Außenbecken (Schwimmer-/Springerbecken, Nichtschwimmerbecken) in Edelstahl saniert, das Kinder-
planschecken versetzt und in Edelstahl ausgekleidet sowie die Umkleiden neu gebaut werden. 

Von den drei Projekten im Land Berlin, die aus dem Projektaufruf 2015 für eine Förderung ausgewählt 
wurden, konnte das Kinderclubhaus Dammweg im Jahr 2019 fertiggestellt werden. Der Komplex Nauener 
Platz soll Ende 2020 saniert sein und die Sanierung des Freizeitforums Marzahn soll im Herbst 2020 been-
det sein. 

Abb. 33: Bilanz Fördervorhaben und Fördermitteleinsatz im Land Berlin (in €) 

 

  



Abgeordnetenhaus von Berlin – 18. Wahlperiode  
 

55 
 

10 Nationale Projekte des Städtebaus 
Mit dem Bundesprogramm „Nationale Projekte des Städtebaus“ fördert das Bundesministerium des In-
neren, für Bau und Heimat (BMI) seit 2014 investive sowie konzeptionelle Projekte mit besonderer natio-
naler Wahrnehmbarkeit und Qualität. Diese sind gekennzeichnet durch ein hohes Innovationspotenzial 
und überdurchschnittliches Investitionsvolumen. Dafür hat der Bund in 2018/2019 140 Mio. € zur Verfü-
gung gestellt. 

Im Antragsjahr 2018/2019 wurden bundesweit insgesamt 35 Projekte mit rund 140 Mio. € zur Förderung 
im Wettbewerb ausgewählt. Die Projektauswahl erfolgt über eine Expertenjury des Bundes. Im Zuge die-
ses Projektaufrufes hat das Land Berlin im Ergebnis Zuwendungen für drei Projekte mit einer Laufzeit von 
jeweils 2019-2024 erhalten: 

• Im Projekt „Revitalisierung des Wiesenburg-Areals“ wird ein historisches Gebäudeensemble res-
tauriert, behutsam erweitert und mit neuem Leben gefüllt. 

• Das „Reallabor Radbahn“ wird den bisher weitgehend ungenutzten Stadtraum unterhalb des 
U - Bahn-Viaduktes der Linie U1 in Kreuzberg auf einem Testabschnitt neu beleben. 

• Die „Schlossfreiheit – Freitreppe zur Spree“ stellt im Zusammenhang mit dem Projekt Flussbad 
Berlin mit einer großzügigen Sitzstufenanlage zum Wasser eine bedeutsame städtebauliche Auf-
wertung dar. 

10.1 Förderprojekte 

Projekt „Revitalisierung des Wiesenburg-Areals“ 
Die „Wiesenburg“ bezeichnet ein ca. 1,2 ha großes Gelände im Ortsteil Gesundbrunnen. Das Projekt ver-
bindet die Entwicklung eines zukunftsfähigen und gemeinwohlorientierten Nutzungskonzeptes für das 
Areal mit anschließender Sanierung und Wiederaufbau unter Berücksichtigung denkmalpflegerischer Er-
fordernisse. Der Projektträger ist die degewo Nord Wohnungsgesellschaft mbH. 

Das Projektgebiet gründet auf den im Jahr 1896 errichteten Anlagen des Berliner Asylvereins zur Versor-
gung und Unterstützung von Obdachlosen. Nach einer wechselvollen Geschichte und der teilweisen Zer-
störung im Zweiten Weltkrieg erfolgte eine zunehmend kulturelle Nutzung seit den 1960er Jahren. Die 
erhaltene Gebäudesubstanz steht heute unter Denkmalschutz und wurde im November 2014 vom Land 
Berlin an die städtische Wohnungsbaugesellschaft degewo übertragen. Zusammen mit den lokalen Akt-
euren wird das historische Gelände behutsam und schrittweise revitalisiert und zu einem erlebbaren Ort 
für Bewohner, Kulturfreunde, Kulturschaffende und Schulklassen weiterentwickelt. Dabei werden die In-
teressen des Denkmalschutzes berücksichtigt und die soziokulturelle Nutzung des Geländes durch die 
Wiederherstellung nicht mehr nutzbarer Baulichkeiten wieder ermöglicht. Die Planungen basieren auf 
umfangreichen öffentlichen Werkstattverfahren, die in den Jahren 2016 und 2017 durchgeführt wurden. 
Das Finanzvolumen einschließlich Drittmitteln der degewo beträgt ca. 12,5 Mio. €. 

Projekt „Reallabor Radbahn“ 
Das Reallabor Radbahn ist ein bürgerschaftlich initiiertes Transformationsprojekt, das den bisher verwais-
ten Ort unter dem denkmalgeschützten Hochbahn-Viadukt der Linie U1 in einen qualitativ hochwertigen 
Stadtraum samt überdachtem Radweg verwandelt. Im Rahmen der Nationalen Projekte des Städtebaus 
wird ein Testabschnitt im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg entstehen. Das Projekt umfasst ein Finanzvolu-
men von rund 3,2 Mio. €. Als Projektträger tritt die Reallabor Radbahn UG (gemeinnützig) auf, die im Jahr 
2019 vom Verein paper planes e.V. eigens für die Projektdurchführung gegründet wurde. 
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Das Projektdesign stützt sich auf einen bewussten Umgang mit bestehenden Stadträumen und –ressourcen. 
Wesentlich ist der Ansatz, Verkehrsräume sozial und polyfunktional zu denken und zu nutzen. Nachdem 
bereits langjährige Arbeit in die Konzeption des Projekts geflossen ist, werden nun in einem Praxistest 
konkrete Umsetzungsempfehlungen hergeleitet. Großer Wert wird dabei auch auf eine konsistente Öf-
fentlichkeitsarbeit und Partizipation gelegt. Gekennzeichnet ist das Projekt durch die enge Zusammenar-
beit mit dem Bezirk sowie mit der Senatsverwaltung für Umwelt und Verkehr. Letztere wird das Projekt 
u.a. durch eine zusätzliche verkehrstechnische Machbarkeitsstudie unterstützen. 

Projekt „Schlossfreiheit“ 
Als erste bauliche Maßnahme des Projekts Flussbad Berlin wird die Sitzstufenanlage „Schlossfreiheit – 
Freitreppe zur Spree“ vor dem Humboldt Forum in der Historischen Mitte Berlins realisiert. Als eine von 
mehreren Zugangsmöglichkeiten zum Wasser im geplanten Schwimmbereich des Flussbads trägt die Frei-
treppe aus städtebaulicher Sicht zur erheblichen Aufwertung des öffentlichen Raums und zur Stärkung 
der Aufenthaltsqualitäten in diesem Bereich der Spreeinsel bei. Das Projekt basiert auf den Planungen 
„Flussbad Berlin – Städtebauliches Konzept zur Aktivierung des Spreekanals“, das mit Mitteln der Natio-
nalen Projekte des Städtebaus des Programmjahres 2014 realisiert wurde. 

Mit dem nun folgenden Projekt werden gleichermaßen ökologische, städtebauliche und soziokulturelle 
Ziele verfolgt. All dies geschieht in einem Stadtraum, der einerseits aufgrund seiner historischen Bedeu-
tung besondere Achtsamkeit erfordert, gleichzeitig aber auch unter einem starken Nutzungsdruck kon-
kurrierender Funktionen steht. Erreicht werden soll letztlich eine qualitative Aufwertung des öffentlichen 
Raums sowie die Stärkung der Aufenthaltsqualitäten im Bereich vor dem Humboldt Forum. Darüber hin-
aus wird durch eine ökologische Filterung die Wasserqualität der Spree verbessert. Initiiert wird das Pro-
jekt durch die zivilgesellschaftlichen Akteure des Vereins Flussbad e.V.. 

10.2 Förderbilanz 2018/2019 
Im Rahmen des Bundesprogramms „Nationale Projekte des Städtebaus“ standen in den Programmjahren 
2018/2019 Mittel in Höhe von 21,9 Mio. € einschließlich der in die Projekte einfließenden Eigenmittel bereit: 

Abb. 34: Fördermitteleinsatz Nationale Projekte des Städtebaus in den Programmjahren 2018/2019 (in €) 

 

10.3 Perspektiven 
Auch für das Programmjahr 2019/2020 ist die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen dem 
Projektaufruf gefolgt und hat zwei Projektanträge eingereicht: 

• DampflokWerk Berlin: Die Umgestaltung des Bahnbetriebswerkes Schöneweide in ein Kultur-, 
Event- und Ausbildungszentrum 

Das Projekt „DampflokWerk Berlin – Quartiersmittelpunkt Ringlokschuppen“ wurde Ende Juni 2020 für 
eine Förderung ausgewählt. Für 2021 wurde ein neuer Projektaufruf des Bundes gestartet. 
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11 Finanzierung 

11.1 Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung 
Der Bund gewährt gemäß § 164b BauGB den Ländern nach Artikel 104b des Grundgesetzes Finanzhilfen 
für städtebauliche Maßnahmen als besonders bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden zum 
Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft und zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums. In jähr-
lich zu schließenden Verwaltungsvereinbarungen regeln Bund und Länder den Einsatz der Bundes-finanz-
hilfen in den Ländern. 

In den Jahren 2018 und 2019 wurden bundesweit Städtebaufördermittel i. H. v. jährlich 790 Mio. € durch 
den Bund an die Länder ausgereicht. 

Insgesamt erhielt Berlin seit 1971 Bundesfinanzhilfen in Höhe von rund 1.145 Mio. € (Stand 31.12.2019). 
Die 2018 und 2019 in Anspruch genommenen Bundesfinanzhilfen sind in folgender Abbildung dargestellt. 
Die Bundesfinanzhilfen der Programmjahre 2018 und 2019 wurden den Ländern als Zuschuss gewährt. 

Abb. 35: Finanzvolumen nach VV Städtebauförderung 2018/2019 (in T€) 1)

1) In der Darstellung sind die erfolgten Umschichtungen im Landesprogramm Berlins berücksichtigt.
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Abb. 36: Zweckgebundene Einnahmen nach Bezirken in den Haushaltsjahren 2018/2019 (in €)1) 

1) Kapitel 1240, Titel 34192

11.2 Einsatz von Mitteln der Europäischen Union 
Im Rahmen der EU-Strukturfondsförderung erhält Berlin Fördermittel der Europäischen Union aus dem 
EFRE für die nachhaltige Stadtentwicklung. Diese Fördermittel werden im Rahmen einer Mischachse für 
die Zukunftsinitiative Stadtteil II (ZIS II) mit den Förderprogrammen Bildung im Quartier, Soziale Stadt – 
Netzwerkfonds, Baufonds und Quartiersverfahren, Stadtumbau sowie Stadtteilzentren und Bibliotheken 
im Stadtteil und für das Berliner Programm für Nachhaltige Entwicklung (BENE) ausgereicht. Hierfür ste-
hen insgesamt 115 Mio. € zur Verfügung, davon 91,6 Mio. € für die Förderprogramme der Senats-verwal-
tung für Stadtentwicklung und Wohnen. 

Die Zukunftsinitiative Stadtteil II (ZIS II) dient der integrierten Entwicklung lokaler Potentiale durch 

b) die Entwicklung und Anbindung von Quartieren, die sich in Umstrukturierung befinden und beson-
dere Chancen zur Verbesserung der Lebensqualität Berlins bieten.

Zur Erreichung dieses Ziels werden folgende Teilziele verfolgt: 

- Verbesserung und Anpassung der sozialen Infrastruktur an lokale Erfordernisse mit Fokus auf die Be-
reiche Bildung, Integration, Nachbarschaft und Armutsbekämpfung,

- Qualifizierung des öffentlichen Stadtraums/Aufwertung von Freiflächen,
- Verbesserung des quartiersbezogenen Klimaschutzes und der Maßnahmen zur Klimaanpassung,
- Stärkung des sozialen Zusammenhalts; Förderung der Selbsthilfe und des bürgerschaftlichen Enga-

gements,
- Durchführung integrierter Beteiligungsverfahren,
- Unterstützung von Armut betroffener Personen durch Verbesserung des Zugangs zu Dienstleistun-

gen mit lokalen, niedrigschwelligen Angeboten, insbesondere in den Bereichen Bildung und Qualifi-
zierung,

- Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen in Gebieten, die von städte-
baulichen Funktionsverlusten betroffen sind und

- Stärkung der Nutzungsvielfalt unter Einbeziehung von Mitteln Privater zur Stärkung der Standortat-
traktivität.

Abgeordnetenhaus von Berlin – 18. Wahlperiode 
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In der EU-Förderperiode 2014-2020 wurden bisher (Stand: 7.1.2020) für die Programme Bildung im Quar-
tier, Soziale Stadt und Stadtumbau 262 Projekte mit einem Gesamtvolumen von rund 205 Mio. € und 
einem EFRE-Volumen von rund 79 Mio. € bewilligt. Davon 149 Projekte in den Jahren 2018 und 2019 mit 
einem Gesamtvolumen von rund 92,5 Mio. € und einem EFRE-Mittelanteil von rund 41 Mio. €. 

Die nationale Kofinanzierung wird in den ZIS II-Förderprogrammen Soziale Stadt-Baufonds, Soziale Stadt-
Quartiersverfahren und Stadtumbau aus Bundesmitteln der Städtebauförderung und aus Landesmitteln 
aufgebracht. Im Programm Bildung im Quartier erfolgt die Kofinanzierung aus sonstigen nationalen Mit-
teln sowie aus privaten Mitteln und im Programm Soziale Stadt-Netzwerkfonds aus Landesmitteln. 

11.3 Steuerliche Förderung 
Eigentümer eines im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks können nach § 7 h 
Einkommensteuergesetz (EStG) Modernisierungs- und Instandsetzungskosten über einen Zeitraum von 
12 Jahren erhöht steuerlich absetzen. 

Die Abb. 37 zeigt, auf welche Investitionssummen für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
sich die in den Jahren 2018 und 2019 erteilten Bescheinigungen nach § 7 h EStG beziehen. Eine Ausnahme 
hiervon ist der Bezirk Pankow, der bei rund der Hälfte der Bescheinigungen aufgrund des Urteils des Bun-
desfinanzhofs vom 25.02.2014 keine Förderfähigkeit attestieren konnte. 

Abb. 37: Erteilte Bescheinigungen nach § 7 h EStG (2018 bis 2019) 
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Die Abb. 38 zeigt die Anzahl der abgeschlossenen Vereinbarungen, die noch nicht zu einer Bescheinigung 
geführt haben. Aufgrund des Urteils des Bundesfinanzhofs vom 25.02.2014 (X R 4/12) ist davon auszuge-
hen, dass die offenen Vereinbarungen, die der Bezirk Pankow bereits in den Vorjahren gemeldet hat, 
überwiegend nicht mehr zu begünstigenden Bescheinigungen führen werden. Der Bundesfinanzhof hat 
im vorgenannten Urteil klargestellt, dass nur die Maßnahmen steuerlich förderungsfähig sind, die wäh-
rend der Geltungsdauer einer Sanierungssatzung durchgeführt werden (Rn. 30). Nach Einschätzung des 
Bezirks sind bei der überwiegenden Anzahl der Vereinbarungen die Baumaßnahmen nicht oder nur teil-
weise während der Geltung der Sanierungssatzung durchgeführt worden. Genauere Aussagen bedürfen 
jeweils einer Einzelfallprüfung. 

Abb. 38: Abgeschlossene Vereinbarungen, die noch nicht zu Bescheinigungen nach § 7 h EStG geführt haben 
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12 Tag der Städtebauförderung 
Der Tag der Städtebauförderung hat sich bundesweit als zentraler Veranstaltungstag etabliert, um einen 
intensiven Austausch von Bürgerschaft, Politik, Engagierten vor Ort und Verwaltung zum Thema Städte-
bauförderung zu ermöglichen. Bürgerinnen und Bürger sowie weitere lokale Akteure sollen mit Hilfe des 
Tages der Städtebauförderung informiert und zur Mitwirkung an Gebietsentwicklungen motiviert werden. 
Das vielfältige Engagement aller Akteure der Städtebauförderung vor Ort soll entsprechend gewürdigt 
werden. 

Der Tag der Städtebauförderung richtet sich in erster Linie an alle Städte und Gemeinden, d. h. in Berlin 
an die Bezirke, die aktuell Gebiete mithilfe der Bund-Länder-Städtebauförderung entwickeln, inklusive des 
Investitionspakts Soziale Integration im Quartier sowie der Bundesprogramme Nationale Projekte des 
Städtebaus und Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur. Der Tag 
der Städtebauförderung ist ein Gemeinschaftsprojekt und wird von Bund, Ländern, Deutschem Städtetag, 
Deutschem Städte- und Gemeindebund und weiteren Partnern getragen. 

Ziele des Tages der Städtebauförderung sind: 

• Erfolge der Städtebauförderung zu feiern, 
• die Kommunikation zum Thema Städtebauförderung zu intensivieren, z. B. auch zwischen Politik 

und Bevölkerung, und 
• über die Städtebauförderung zu informieren und Beteiligungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen unterstützt den Tag der Städtebauförderung mit 
einer umfangreichen Rahmenkommunikation. Ziel ist, über die Bündelung einer Vielzahl von Veranstal-
tungen an einem Tag mehr Aufmerksamkeit zu erhalten und vor allem auch Zielgruppen zu erreichen, die 
sonst wenige Berührungspunkte mit den Themen Städtebauförderung und Beteiligung haben. 

Abb. 39: Plakatmotiv zum Tag der Städtebauförderung 2019 (Runze & Casper Werbeagentur GmbH) 
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Im Jahr 2019 nahmen am Tag der Städtebauförderung bei 51 Veranstaltungen rund 7.000 Besucherinnen 
und Besucher teil. Im Jahr 2018 waren es 53 Veranstaltungen mit rund 7.500 Besucherinnen und Besu-
chern. Insgesamt hat sich der Tag der Städtebauförderung bei Veranstaltern und Gästen als fester Tag im 
Kalender etabliert. 

Erfolgreich sind nach wie vor größere Eröffnungen und Kiezfeste sowie die Entdeckung von sonst nicht 
zugänglichen Orten wie beispielsweise der Krankenhauskomplexe in Buch oder des Tower THF. Aber auch 
die zahlreichen Führungen und Rundgänge, bei denen jeder etwas Neues in seiner Nachbarschaft entde-
cken kann, haben einen stabilen Interessentenkreis. Um auf die Möglichkeiten aufmerksam zu machen, 
sich im Zuge der Städtebauförderung aktiv in die Gestaltung der Nachbarschaft einzubringen, sind auch 
Mitmach- und Beteiligungsaktionen von besonderer Bedeutung. 
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13 Soziale Erhaltungsgebiete, Umwandlungsverordnung, Vorkaufsrecht 

13.1 Soziale Erhaltungsgebiete 
Das Instrument der sozialen Erhaltungsverordnung wird in Berlin umfassender seit Mitte der 1990er Jahre 
von den Bezirken eingesetzt und hat in den letzten Jahren zusätzlich an wohnungspolitischer Bedeutung 
gewonnen. Zum 31.12.2019 gab es in Berlin 58 festgelegte soziale Erhaltungsgebiete, in denen rund 
887.000 Personen in 468.000 Wohnungen lebten. Die Kulisse hat sich im Berichtszeitraum um 16 neue 
soziale Erhaltungsgebiete erheblich erweitert. 

Abb. 40: Entwicklung der Anzahl der sozialen Erhaltungsgebiete in Berlin 

 

Nach Bezirken verteilen sich die 58 Gebiete wie folgt: zwölf Gebiete in Mitte, zehn Gebiete in Friedrichs-
hain-Kreuzberg, 13 Gebiete in Pankow, zwei Gebiete in Charlottenburg-Wilmersdorf, acht Gebiete in Tem-
pelhof-Schöneberg, sieben Gebiete in Neukölln, drei Gebiete in Treptow-Köpenick, zwei Gebiete in Lich-
tenberg und ein Gebiet in Reinickendorf. 

In der folgenden Übersicht sind ausgewählte Kennwerte zur Bevölkerungsstruktur und zur Wohnsituation 
im Vergleich dargestellt für die Gesamtkulisse der 58 sozialen Erhaltungsgebiete, die Innere Stadt (Anleh-
nung an Abgrenzung S-Bahn-Ring, inklusive der sozialen Erhaltungsgebiete), die Äußere Stadt sowie Berlin 
insgesamt. 

  

1 1 2 4 4 6

13 13 15 17 18 17 19 21 22 22 21 19 19 18 18 18 19
22 22

34

42

56 58

19
90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19



Abgeordnetenhaus von Berlin – 18. Wahlperiode  
 

64 
 

Abb. 41: Kennwerte zur Bevölkerung und zum Wohnen zum 31.12.2018  
in den sozialen Erhaltungsgebieten im Vergleich 

Quellen: Statistisches Landesamt Berlin-Brandenburg, SenStadtWohn 

Das in § 172 BauGB geregelte Instrument zielt auf den Erhalt der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
in den festgelegten Gebieten aus städtebaulichen Gründen ab, z.B. zur Vermeidung von Folgekosten zur 
Anpassung städtischer Infrastrukturen oder die Sicherung der sozialen Wohnraumversorgung. 

In den sozialen Erhaltungsgebieten kommen besondere Genehmigungsvorbehalte zum Einsatz, flankiert 
vom Vorkaufsrecht (vgl. Kapitel 14.3). So sind der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung bau-
licher Anlagen sowie die Begründung von Wohnungs- oder Teileigentum (vgl. Kapitel 14.2) genehmigungs-
pflichtig. Zugleich sind in § 172 Abs. 4 BauGB Tatbestände bestimmt, für die ein Genehmigungsanspruch 
besteht. So ist eine Genehmigung für Vorhaben, die Rückbau, Änderung oder Nutzungsänderungen umfas-
sen, zu erteilen, wenn: 
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• eine Versagung für den Eigentümer wirtschaftlich unzumutbar ist, 
• ein zeitgemäßer Ausstattungstand einer durchschnittlichen Wohnung unter Berücksichtigung 

der bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen gewahrt bleibt 
• energetische Maßnahmen die Mindestanforderung der Energieeinsparverordnung nicht über-

schreiten. 

Die fachliche Zuständigkeit zur Vorbereitung und Durchführungssteuerung, einschließlich des Erlasses der 
entsprechenden Rechtsverordnungen, obliegt den Berliner Bezirken. In der Regel haben die Bezirke Prüfkri-
terien für das Genehmigungsverfahren bestimmt und veröffentlicht. Grundsätzlich ist im Genehmigungsver-
fahren immer der Einzelfall zu beurteilen. 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen übt keine Fachaufsicht aus, prüft jedoch bei An-
zeige der Bezirke einen Monat vor Erlass der Rechtsverordnung, ob gesamtstädtische Belange berührt sind 
(§ 30 i. V. m. § 7 AGBauGB). Darüber hinaus obliegt ihr die Prüfung eines Widerspruchs in einem sozialen 
Erhaltungsgebiet bei einem Vorhaben mit mehr als 1.500 qm Bruttogeschossfläche (§ 88 BauO Bln). 

13.2 Umwandlungsverordnung 
Mit der am 14.03.2015 in Kraft getretenen Umwandlungsverordnung stand im Berichtszeitraum in allen so-
zialen Erhaltungsgebieten Berlins die Begründung von Wohnungseigentum oder Teileigentum unter Geneh-
migungsvorbehalt. Die Verordnung galt fünf Jahre und trat am 13.03.2020 außer Kraft. Am selben Tag trat 
die Umwandlungsverordnung 2020 in Kraft. Sie gilt wiederum fünf Jahre und wird mit Ablauf des 12.03.2025 
außer Kraft treten. 

Mit der Umwandlungsverordnung ist in den sozialen Erhaltungsgebieten kein umfassendes Umwandlungs-
verbot eingeführt, da im § 172 Abs. 4 BauGB sechs Tatbestände bestimmt sind, für die ein Genehmigungs-
anspruch besteht. So ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn: 

• eine Versagung für den Eigentümer wirtschaftlich unzumutbar ist, 
• ein Grundstück zu einem Nachlass gehört und Wohnungseigentum zugunsten von Miterben be-

gründet werden soll, 
• Wohnungseigentum zur Eigennutzung an Familienangehörige veräußert werden soll, 
• vor dem Wirksamwerden des Genehmigungsvorbehalts eine Vormerkung zur Übertragung von 

Wohnungseigentum im Grundbuch erfolgte, 
• das Gebäude zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht zu Wohnzwecken genutzt wird oder 
• der Eigentümer sich verpflichtet, innerhalb von sieben Jahren nur an Mieter zu veräußern. 

Seit dem Jahr 2015 wird die Anwendung der Umwandlungsverordnung über ein Monitoring der Senats-ver-
waltung für Stadtentwicklung und Wohnen begleitet. Zum Monitoring gehört ein Berichtswesen, indem um-
fassende Analysen zur Genehmigungspraxis und zur Entwicklung der Rahmenbedingungen dargestellt und 
Rückschlüsse zur Wirksamkeit des Instruments gezogen werden. Die Jahresberichte sind auf 
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/staedtebau/foerderprogramme/stadterneuerung/soziale_er-
haltungsgebiete/umwandlungsverordnung.shtml für Politik, Fachwelt und die interessierte Öffentlichkeit 
zugänglich. Der Jahresbericht 2019 wird im Herbst 2020 fertiggestellt und veröffentlicht. 

Zentrales Ergebnis der bisherigen Untersuchungen ist, dass die Umwandlungsverordnung eine dämpfende 
Wirkung auf das Umwandlungsgeschehen in den sozialen Erhaltungsgebieten entfaltet. Zugleich ermöglicht 
die bundesgesetzliche Regelung im § 172 Abs. 4 Satz 3 Nr. 6 BauGB, dass eine Umwandlungsgenehmigung 

https://www.stadtentwicklung.berlin.de/staedtebau/foerderprogramme/stadterneuerung/soziale_erhaltungsgebiete/umwandlungsverordnung.shtml
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/staedtebau/foerderprogramme/stadterneuerung/soziale_erhaltungsgebiete/umwandlungsverordnung.shtml
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zu erteilen ist, wenn sich der Eigentümer verpflichtet, innerhalb von sieben Jahren nur an Mieter zu veräu-
ßern, weiterhin Umwandlungen in erheblichen Größenordnungen. Für den gesamten Zeitraum seit Inkraft-
treten der Umwandlungsverordnung am 14.03.2015 bis zum 31.12.2019 musste die Umwandlung von 
17.640 Wohnungen nur aufgrund der Regelung Nr. 6 genehmigt werden. 

Das Land Berlin hatte sich über einen Antrag beim Bundesrat bereits im Jahr 2017 für eine ersatzlose Strei-
chung der Regelung § 172 Abs. 4 S. 3. Nr. 6 BauGB eingesetzt. Dieser Antrag fand keine Mehrheit. Im Jahr 
2018 brachte Berlin in der Bauministerkonferenz einen Antrag zur ersatzlosen Streichung der Nr. 6 ein, wo-
bei es keine Entscheidung gab. Im Jahr 2019 trat Berlin dem Antrag der Stadtstaaten Hamburg und Bremen 
bei, der die Streichung dieser Nr. 6 verfolgte. Auch dieser Antrag fand keine Mehrheit. 

13.3 Vorkaufsrecht 
Im Berichtszeitraum haben die ausgeübten Vorkaufsrechte gegenüber dem letzten Bericht stark zuge-
nommen. 

In den sozialen Erhaltungsgebieten nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird im Rahmen der Anhörung 
des Käufers geprüft, ob dieser sich verbindlich im Wege einer einseitigen Abwendungserklärung bzw. ei-
nes Vertrages (Abwendungsvereinbarung) verpflichtet, die Ziele der jeweiligen Erhaltungsverordnung ein-
zuhalten. Dann kommt das Vorkaufsrecht nicht zur Anwendung. 

Bei fehlender Bereitschaft des Erwerbers wird der Bezirk das Vorkaufsrecht nur in Einzelfällen zu eigenen 
Gunsten, vielmehr in aller Regel zugunsten eines geeigneten Dritten (insb. städtische Wohnungsbauge-
sellschaften) ausüben und diesen auf die Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung ver-
pflichten. In jüngerer Vergangenheit wurde das Vorkaufsrecht auch zugunsten von Wohnungsbaugenos-
senschaften ausgeübt. Die Zukunft wird zeigen, ob sich diese Praxis verstetigt und die Bezirke neben der 
Ausübung zugunsten städtischer Wohnungsbaugesellschaften das Vorkaufsrecht auch weiterhin ver-
mehrt zugunsten von Genossenschaften ausüben. 

Unter anderem um den Bezirken angesichts der knappen Frist zur Ausübung von Vorkaufsrechten die 
Arbeit zu erleichtern und ein einheitliches Prüfverfahren innerhalb der Bezirke einzuführen, wurde am 
15.08.2017 vom Senat (Senatsbeschluss Nr. S 584/2017) das Konzept für die Nutzung von Vorkaufsrechten 
im Land Berlin beschlossen. Enthalten sind die Darstellung des zeitlichen Ablaufs des Vorkaufsrechts (§ 24 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB) sowie juristische Hinweise zu einzelnen Problemstellungen, praktische Hinweise 
für die Bezirke und Empfehlungen zur Zusammenarbeit mit den Stellen, die für die inhaltlichen und finan-
ziellen Entscheidungen wichtig sind. 

Von den Anwenderbezirken – Bezirke, die bereits soziale Erhaltungsverordnungen erlassen haben und 
aktiv von Vorkaufsrechten Gebrauch machen – wird das Konzept positiv angenommen. Es findet ein ste-
tiger Informationsaustausch aller Beteiligten statt. Auch bei Einzelfällen und rechtlichen Fragestellungen 
unterstützen sich die Beteiligten gegenseitig. Unterstützt wird dies durch regelmäßige Arbeitssitzungen, 
an denen Vertreter der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, der Senatsverwaltung für 
Finanzen, der Anwenderbezirke und Vertreter der städtischen Wohnungsbaugesellschaften teilnehmen. 

Die Ausübung eines Vorkaufsrechts in sozialen Erhaltungsgebieten liegt im Ermessen des jeweiligen Be-
zirks und ist vom Einzelfall abhängig. Der Bezirk hat aufgrund einer Gesamtwürdigung der rechtlichen und 
tatsächlichen Verhältnisse zu beurteilen, ob der Kauf und die mit ihm verfolgten Absichten eine Beein-
trächtigung der Belange der Erhaltungsverordnung zur Folge haben können. Das Wohl der Allgemeinheit 
rechtfertigt den Vorkauf, wenn er das Erhaltungsziel der Verordnung fördert, insbesondere, wenn er dazu 
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beitragen kann, erhaltungswidrigen Entwicklungen vorzubeugen. Die Ausübung des Vorkaufsrechts kann 
dabei zum Wohl der Allgemeinheit aus unterschiedlichen Gründen gerechtfertigt sein. Relevante Tatsa-
chen können sich z.B. aus dem Kaufvertrag selbst, aus bauaufsichtlichen Anträgen des Käufers, sonstigen 
Verwendungsabsichten des Käufers oder aus anderen Umständen ergeben. Anhaltspunkt im Kaufvertrag 
kann ein Kaufpreis sein, der wegen seiner Höhe wirtschaftlich nur zu rechtfertigen ist, wenn das gekaufte 
Grundstück anders als bisher genutzt werden soll. Auch ein Antrag auf Erteilung einer Abgeschlossen-
heitsbescheinigung nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) kann auf Absichten des Erwerbers hin-
deuten, die mit den Zielen der Erhaltungsverordnung nicht übereinstimmen. Ferner kann die Äußerung 
des Käufers, eine Abwendungserklärung bzw. -vereinbarung nicht abgeben zu wollen, den Vorkauf recht-
fertigen. 

In den Jahren 2018 und 2019 (Stichtag 31.12.2019) wurde berlinweit insgesamt in 50 Fällen vom Vorkaufs-
recht Gebrauch gemacht. Dies ist mehr als eine Verdreifachung gegenüber dem Zeitraum 2015 bis 2017. 

Die nachfolgende Abbildung stellt die berlinweit ausgeübten Vorkaufsrechte in den Jahren 2018 und 2019 
im Vergleich zum Zeitraum 2015 bis 2017 dar. 

Abb. 42: Ausgeübte Vorkaufsrechte in Berlin 

 

Sofern der Käufer eines Grundstücks in der Lage und willens ist, das Grundstück entsprechend den Zielen 
der Erhaltungsverordnung zu nutzen und sich hierzu verpflichtet, kann ein Vorkaufsrecht nicht ausgeübt 
werden. Dies kann der Käufer im Wege einer einseitigen Abwendungserklärung tun, vorzugswürdig ist 
jedoch eine zweiseitige Abwendungsvereinbarung zwischen Käufer und Bezirk. Eine Abwendungsverein-
barung geht in vielen Fällen über die einseitige Abwendungserklärung hinaus. So können im Wege der 
Vereinbarung weitere Verpflichtungen des Käufers, insbesondere das zeitlich befristete Verbot der Auf-
teilung in Wohnungs- bzw. Teileigentum, sowie dingliche und schuldrechtliche Sicherungsmittel (Vertrags-
strafe und beschränkte persönliche Dienstbarkeit) vereinbart werden.  

In den Jahren 2018 und 2019 gab es berlinweit insgesamt 135 Abwendungsfälle. Dies stellt fast eine Ver-
zehnfachung gegenüber dem Zeitraum 2015 bis 2017 dar. Die nachfolgende Abbildung stellt die berlinwei-
ten Abwendungsfälle in den Jahren 2018 und 2019 im Vergleich zum Zeitraum 2015 bis 2017 dar. 
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Abb. 43: Abwendungsfälle in Berlin 

 

Der leichte Rückgang der Abwendungsfälle im Jahr 2019 gegenüber 2018 bei gleichzeitigem Anstieg der 
Ausübungsfälle könnte darauf zurückzuführen sein, dass die jeweiligen Käufer seltener geneigt waren das 
Vorkaufsrecht abzuwenden. In der Folge sahen sich die Bezirke häufiger veranlasst das Vorkaufsrecht aus-
zuüben. 

Die durch die Ausübung von Vorkaufsrechten und Abwendungen „gesicherten“ Wohnungen sind weiter 
stark angestiegen. Hiermit sind Wohnungen gemeint, die durch die Ausübung eines Vorkaufsrechts oder 
die Abwendung den Zielen der jeweiligen Erhaltungsverordnung unterworfen werden, so dass, bezogen 
auf die Grundstücke, die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung auf absehbare Zeit geschützt ist. 

Insgesamt, also sowohl durch Ausübung von Vorkaufsrechten als auch durch Abwendung, konnten 2018 
und 2019 berlinweit insgesamt 4.951 Wohnungen gesichert werden. Dies stellt eine Verachtfachung ge-
genüber den Jahren 2015 bis 2017 dar. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Entwicklung der in den Jahren 2018 und 2019 in Berlin insgesamt 
gesicherten Wohnungen im Vergleich zum Zeitraum 2015 bis 2017. 

Abb. 44: Insgesamt gesicherte Wohnungen in Berlin 

 

Die nachfolgende Abbildung stellt nach Bezirken sortiert sämtliche seit 2015 bis einschließlich 31.12.2019 
ausgeübten Vorkaufsrechte, Abwendungen und die gesicherten Wohnungen dar. Die nicht aufgeführten 
Bezirke haben bisher keine sozialen Erhaltungsverordnungen erlassen. 
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Abb. 45: Vorkaufsrechte/Abwendungen (2015-2019) 

 

  



Abgeordnetenhaus von Berlin – 18. Wahlperiode  
 

70 
 

14 Geschäftsprozessoptimierung und Digitalisierung in der 
Städtebauförderung 

Am 10. Juni 2016 trat das Berliner E-Government-Gesetz in Kraft. Vor diesem Hintergrund steht auch die 
Städtebauförderung vor der Aufgabe, ihre Verwaltungsabläufe in zeitgemäße digitale Strukturen zu über-
führen. Gemäß § 10 des oben genannten Gesetzes geht damit die Notwendigkeit einher, die internen 
Geschäftsprozesse vor Änderungen der digitalen Strukturen zu analysieren und zu optimieren (Geschäfts-
prozessoptimierung). 

Zur Umsetzung der Gesetzeslage im Bereich der Städtebauförderung und zur umfassenden Optimierung 
der Geschäftsprozesse wurde im August 2018 die Geschäftsstelle eFörderung eingerichtet. In einem ers-
ten Projekt wurden die Verwaltungsabläufe für das neue Förderprogramm „Lebendige Zentren und Quar-
tiere“ für die Digitalisierung vorbereitet. Die Ergebnisse dieses Projekts sind von besonderer Bedeutung, 
da hier die Grundlagen für die vollständige Umsetzung des E-Government-Gesetzes im Bereich der Städ-
tebauförderung gelegt werden. Die besondere Herausforderung besteht darin, nicht nur die Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung und Wohnen, sondern aufgrund der engen Zusammenarbeit auch die be-
zirklichen Stadtplanungsämter und externen Dienstleister in den Prozess einzubinden. 

Für die Durchführung der Geschäftsprozessoptimierung hat das Land Vorgaben gemacht. Hierzu gehört 
insbesondere die Durchführung von Workshops mit den Stakeholdern. Ebenso wird die Nutzung der Soft-
ware Adonis mit der Modellierkonvention BPMN vorgegeben. Mit diesem Werkzeug können die Ge-
schäftsprozesse auf intuitive Weise als Fließdiagramme visualisiert und bearbeitet werden. 

Im Ergebnis des Projekts eFörderung 1.0 wurde ein sogenanntes Soll-Konzept erarbeitet, dass einen opti-
mierten Förderprozess in der graphischen Sprache BPMN darstellt. Begleitende Erläuterungen unterstüt-
zen die bezirksübergreifende Implementierung des Soll-Konzepts. 

Digitalisierung bedeutet, die optimierten Verwaltungsabläufe in eine medienbruchfreie Softwaregestal-
tung zu überführen. Hier ist die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen auf die Unterstüt-
zung und die Vorgaben des IT-Dienstleistungszentrums (ITDZ) angewiesen. ITDZ-eigene Softwarebau-
steine, die so genannten Basisdienste, sollen von der Berliner Verwaltung genutzt werden. Diese Basis-
dienste liegen jedoch gegenwärtig noch nicht vor. In einer ersten Annäherung werden daher die gegen-
wärtig eingesetzten IT-Systeme beschrieben und bezirksübergreifend zum Standard erklärt. Damit wird 
eine weitere Optimierung der Arbeitsabläufe erreicht. 
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